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1. Einleitung 
 
1.1 Vorstellung des NaturGarten e.V. 

Der NaturGarten e.V. ist eine nach § 3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz1 anerkannte Umwelt- und Naturschutz-
vereinigung mit derzeit rd. 3.500 Mitgliedern (Stand November 2022).  

Mitglieder sind sowohl Privatpersonen als auch „im grünen Bereich“ tätige Betriebe (Planung und Beratung, 
Ausführung, Produktion und Vertrieb von Wildpflanzen, Saatgut und Materialien).  

Der Verein setzt sich bundesweit für den Naturschutz, insbesondere für die Förderung der Biodiversität im 
besiedelten Raum und in der freien Landschaft ein. Den Schwerpunkt bildet die Gestaltung von naturnahen Gärten 
und anderen Grünflächen, z.B. im öffentlichen und gewerblichen Bereich. 
 
 
 
1.2 Biodiversität: Definition und Gefährdungsursachen 
 

Biodiversität: Vielfalt der Arten + Genetische Vielfalt + Vielfalt der Ökosysteme. 
Gefährdung durch Landnutzung, Klimaveränderung, Neobiota, Schadstoffemissionen. 

 
Unter Biodiversität oder biologischer Vielfalt wird die Gesamtheit der belebten Natur verstanden.2 Es geht also um 
viel mehr als Artenvielfalt, nämlich um genetische Vielfalt, auch innerhalb der Arten und um die Beziehungen der 
Arten untereinander und zur unbelebten Natur (Vielfalt der Lebensräume / Biotoptypen). 

Die Biodiversität ist derzeit vielfältigen Bedrohungen ausgesetzt. Regional und global verschwinden Arten und 
Lebensräume in einem Maße und in einer Geschwindigkeit, wie es in der Erdgeschichte zuletzt vor 65 Millionen 
Jahren, als die Dinosaurier ausstarben, der Fall war. Die Gründe dafür sind bekannt, es sind vor allem: 

» intensive industrielle Landwirtschaft (Nutzungsintensivierung, Biozide, Anreicherung mit Stickstoffsalzen und 
Phosphat) 

» Flächenverbrauch für Siedlungen, Gewerbegebiete, Verkehrswege 

» invasive Neobiota 

» Klimakrise 

» Naturschutz als Prozessschutz3 

» Schadstoffemissionen4 und Lichtverschmutzung. 
 
 
  

 
1 Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG), § 3: Anerkennung von Vereinigungen 
2  Definition der UN-Biodiversitätskonvention (Convention on Biological Diversity, CBD): „die Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher 

Herkunft, darunter unter anderem Land-, Meeres- und sonstige aquatische Ökosysteme und die ökologischen Komplexe, zu denen sie 
gehören; dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den Arten und die Vielfalt der Ökosysteme“. 

3  Naturschutz als Prozessschutz ist eine vom Forstökologen Knut Sturm geprägte Naturschutzstrategie, die schwerpunktmäßig auf dem Nicht-
Eingreifen in natürlich-dynamische Prozesse beruht (ungesteuerte Naturentwicklung, Wildnis-Inseln), vgl. naturschutzfachliche Definition 
nach Eckard Jedicke 1998. Kritik: Mit dem Laufenlassen natürlicher Prozesse stellt sich nicht zwingend eine höhere Biodiversität ein. 
Beispielsweise ist bei Bergbaufolgelandschaften, Truppenübungsplätzen o.ä. mit dem Übergang von Offenlandbiotopen zu Wald ein 
Rückgang der Vielfalt zu erwarten. Vgl. Piechocki, R.: Landschaft – Heimat – Wildnis: Schutz der Natur – aber welche und warum? S. 110, 
2010, und Schoof, N., Luick, R., Nickel, H., Reif, A., Förschler, M., Westrich, P., Reisinger, E.: Biodiversität fördern mit Wilden Weiden in der 
Vision "Wildnisgebiete" der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt, 7. Auflage, Nr. 93 Natur und Landschaft, S. 314 – 322, 2018. 

4  Stickstoffeinträge durch Autoabgase, Mikroplastik durch Reifenabrieb etc.  
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1.3 Definition und Ziele einer naturnahen Grüngestaltung 
 

Die 3 Säulen sind: heimische Wildpflanzen, biodiversitätsfördernden Pflege und Lebensraumfunktion. 
Ziele: Natur-Erlebnis-Räume, Anpassung an die Klimakrise, Artenvielfalt und Biotopvernetzung. 

 
Eine naturnahe Gestaltung nach unserer Definition beruht auf drei Hauptsäulen: 

1. der Verwendung heimischer (indigener und archaeophytischer5) Wildpflanzen,  

2. einer biodiversitätsfördernden Pflege, die natürliche Entwicklungen mit einbezieht, und 

3. einer Gestaltung, die neben der Schönheit und Funktion der Fläche, z.B. als Weg oder Mauer, immer auch die 
Lebensraumfunktion optimiert. 6 

So werden vielfältige Natur-Erlebnis-Räume geschaffen, die Menschen aller Altersstufen eine Begegnung mit 
unseren "wilden Pflanzen und Tieren" ermöglicht und damit für den Schutz unserer Natur insgesamt sensibilisiert. 
Das Erleben von Natur im Wohnumfeld trägt nachweislich zum Wohlbefinden, der Entspannung und Erholung bei.7  

In Zeiten der Klimakrise haben naturnahe Flächen besondere Vorteile: Viele heimische Wildpflanzen sind durch ihr 
natürliches Vorkommen an heiße und trockene Standorte angepasst. Aufgrund der versickerungsoffenen Bauweisen 
beugen naturnah gestaltete Flächen Hochwasser- und Starkregenereignissen vor und tragen zum Erhalt des 
Grundwassers bei. So fördert zum Beispiel die naturnahe Gestaltung von Fußwegen, Parkplätzen und Zufahrten als 
artenreiche Wildblumen-Schotterrasen nicht nur die Vielfalt besonders gefährdeter Arten der mageren Natur-
standorte, sondern stellt auch eine Anpassungsmaßnahme an den Klimawandel dar. Arten- und strukturreich 
gestaltete Flächen kühlen die Umgebung durch Verdunstungskälte nachweislich besonders gut.8 

Naturnahe Flächen sind nicht zuletzt durch die Auswahl standortpassender Arten und eines möglichst geschlossenen 
Bodenbewuchs besonders pflegeleicht. So müssen Wildblumenwiesen oder -säume als Alternative zu ungenutzten, 
pflegeintensiven Rasenflächen nur ein- oder zweimal jährlich gemäht werden; heimische Wildstaudenbeete sind bei 
fachgerechter Anlage weniger anfällig für Verunkrautung.  

Die Wirksamkeit von naturnah gestalteten Flächen bezüglich der Förderung der Artenvielfalt und Biotopvernetzung 
konnte in verschiedenen Untersuchungen (z.B. Kartierung von Wildbienen- und Schmetterlingsarten) gezeigt 
werden.9 
 
 
  

 
5 Vgl. Definition des Bundesamtes für Naturschutz (BfN), Bonn. Abgerufen von https://www.floraweb.de/pflanzenarten/pflanzenarten.html 

[08.12.2020]. 
6 Vgl. auch: NaturGarten e.V.: Leitgedanken, 2014. Abgerufen von https://www.naturgarten.org/naturgarten-ev/leitgedanken.html 

[08.12.2020]. 
7 Wood, E., Harsant, A., Dallimer, M., Cronin de Chavez, A., McEachan, RRC., und Hassall, C.: Not All Green Space Is Created Equal: Biodiversity 

Predicts Psychological Restorative Benefits From Urban Green Space. Frontiers in Psychology, Band 9, Artikel 2320, 2018;  
Parker, J., Simpson, G.D.: Public Green Infrastructure Contributes to City Livability: A Systematic Quantitative Review. Land 7, 161, 2018. 

8  Mathey, J., Rößler, S., Lehmann, I., Bräuer, A., Goldberg, V., Kurbjuhn, C., Westbeld, A.: Noch wärmer, noch trockener? Stadtnatur und 
Freiraumstrukturen im Klimawandel. In: Bundesamt für Naturschutz (BfN) (Hrsg.) Naturschutz und Biologische Vielfalt, Ausgabe 111, 2011; 
Herbst, T., Spreter, R., van Kleunen, M., Mayer, K.: Klimawandelanpassung in der Planung und Gestaltung kommunaler Grünflächen, 
Handlungsbedarfe und -möglichkeiten am Beispiel der Stadt Radolfzell am Bodensee, Reihe KLIMOPASS-Berichte, Juni 2016, S. 13. 

9  Kricke, C., Bamann, T., Betz, O.: Einfluss städtischer Mahdkonzepte auf die Artenvielfalt der Tagfalter, Untersuchungen auf Grünflächen der 
Stadt Tübingen, Naturschutz und Landschaftsplanung 46 (2) 052-058, 2014;  
Kopf, T.: Bioindikator Wildbiene im naturnahen öffentlichen Grün? Sensationelle Ergebnisse aus Rankweil, Tagungsband Naturgarten 
Intensiv 2017 – Naturnahes öffentliches Grün, S. 49-51, 2017;  
Sehrt, M., Bossdorf, O., Freitag, M., Bucharova, A.: Less is more! Rapid increase in plant species richness after reduced mowing in urban 
grasslands, Basic and Applied Ecology, Band 42, S. 47-53, 2020;  
Mody, K., Lerch, D., Müller, A.-K., Simons, N.K., Blüthgen, N., Harnisch, M.: Flower power in the city: Replacing roadside shrubs by wildflower 
meadows increases insect numbers and reduces maintenance costs. PLoS ONE 15(6) e0234327, 2020. Abgerufen von 
https://doi.org/10.1371/journal.pone.0234327 [08.12.2020]. 
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1.4 Forderungen an die Politik  
 

Biodiversität als essenziell stets berücksichtigen; allem Handeln eine ökologische Prüfung voranstellen; nachhaltige 
Umsetzung überprüfen; Vielfalt bewahren und weiterentwickeln! 

 
Unsere Forderungen an die Politik lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 

» Biodiversität ist im Sinne von Bewahrung der Vielfalt des Lebens nicht nur ein Wert an sich, sondern ein 
essenzieller Faktor für das Überleben der Menschheit. Bei allen politischen Entscheidungen sind daher die 
Auswirkungen auf die Biodiversität umfassend zu berücksichtigen. 

» Wir fordern die Politik auf, allem Handeln eine verpflichtende ökologische Prüfung auf wissenschaftlicher Basis 
voranzustellen. 

» Dabei ist durch Überprüfungen zu gewährleisten, dass gesetzliche Vorgaben in der Praxis tatsächlich umgesetzt 
werden. Die Umsetzung muss nachhaltig sein. So ist z.B. bei der Konzeption einer Ausgleichsmaßnahme nicht 
nur die Einrichtung, sondern auch die Betreuung organisatorisch und finanziell mitzudenken.  

» Überlegungen zur Biodiversität dürfen bei den fraglos sehr wichtigen Bemühungen zum Erhalt des Status Quo 
mit Schwerpunkt seltener Arten nicht stehen bleiben. Biodiversität soll immer und überall weiterentwickelt 
werden. 

 
 
 
2.  Handlungsfelder zur Förderung der Biodiversität im Siedlungsraum 
 
2.1 Handlungsbedarf 
 

Siedlungsraum als Potenzial; Natur- und Umweltschutz in „symbolischer Gesetzgebung“; Mängel in der 
Ausführungspraxis, bei den Grundwerten und der Motivation der Handelnden sowie im maßnahmen- statt 
ergebnisorientierten Handeln. 

 
Siedlungsräume haben heute bei uns oft eine höhere Biodiversität als die sie umgebende intensiv genutzte 
Landschaft und dies, obwohl die Förderung der Biodiversität im Siedlungsraum in der Vergangenheit kaum im Fokus 
von Naturschutz oder Stadtplanung stand. Erst angesichts der weltweiten Biodiversitätskrise wird das Potenzial des 
Siedlungsraumes entdeckt. Bemühungen, dieses Potenzial auszuschöpfen, dürfen aber nicht dazu dienen, die 
Ursachen der Biodiversitätskrise in der Landschaft aus dem Blick zu verlieren und nicht anzugehen.10 

Erstaunlicherweise gibt es zahlreiche Regelungen und Gesetze, die eigentlich eine Förderung der Biodiversität zum 
Ziel haben und erwarten lassen. Leider gehört das Naturschutz- und Umweltrecht aber zum großen Teil zur 
„symbolischen Gesetzgebung“11. Ausführungsbestimmungen und Ausführungspraxis sind so gestaltet, dass oft das 
Gegenteil von den in den Gesetzen beschriebenen Zielen erreicht wird. Es geht also im Bereich der Naturschutz- und 
Umweltgesetzgebung oft nicht darum, Gesetze, sondern deren Ausführungsbestimmungen und Ausführungspraxis 
zu ändern.  

Die Förderung der Biodiversität muss zu einer Querschnittsaufgabe mit hoher intrinsischer Motivation für die 
Handelnden werden. Es geht auch darum, Haltungen und Grundwerte der Handelnden zu verändern. Ein Weg dazu 
kann sein, vom maßnahmenorientierten zum ergebnisorientierten Handeln zu kommen. Beispielsweise ist der 
Erfolg von Festsetzungen in der Bauleitplanung nicht an der Vorlage von Rechnungen für durchgeführte Maßnahmen  
– z.B. für Mauerseglerkästen – zu messen, sondern an der Anzahl der flügge gewordenen Mauersegler pro Jahr. Das 
Monitoring des Erfolges der vom Gesetz geforderten Maßnahmen muss begleitet sein von robusten Sanktionen bei 
Nichtumsetzung oder bei erfolgloser Umsetzung. 
  

 
10  Vgl. Ziff. 3 dieses Positionspapiers. 
11 Vgl. Führ, M.: Symbolische Gesetzgebung: verfassungswidrig? Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft 86, 

Nr. 1, S. 2-21, 2003;  
Bernd, H., Lübbe-Wolff, G.: Symbolische Umweltpolitik, 2000;  
Vgl. Ziff. 2.9 dieses Positionspapiers. 
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2.2 Handlungsfeld Baugesetzgebung  
 
2.2.1 Belange des Umweltschutzes, Brachflächen in Wert setzen, konstruktiver Artenschutz 
 

Priorisierung der Belange des Umweltschutzes; Inwertsetzung von Brachflächen; konstruktiver Artenschutz am 
Baukörper; Anpassung der Vorschriften der Baugesetzgebung an klimapolitische Bemühungen (Flächenverbrauch). 

 
Situation: 
Das Baugesetzbuch (BauGB) schreibt vor, dass die Bauleitplanung „die sozialen, wirtschaftlichen und umwelt-
schützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang 
bringt“, § 1, Abs. 5. Diese Verantwortung kann nicht stark genug betont werden. Umweltschutz ist immer auch ein 
Schutz der heute und morgen lebenden Menschen und ihrer Gesundheit. Daher ist gesetzlich vorgeschrieben, dass 
bei der Aufstellung der Bauleitpläne „die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, b) die Erhaltungsziele und der 
Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes…“ zu berücksichtigen sind, § 1, 
Abs. 6, Ziff. 7.  

In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz, § 1a, Ziff. 2 BauGB, wird betont, dass mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umgegangen werden soll. „Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als 
Wald genutzter Flächen soll begründet werden.“ 
 
Forderungen: 
Es ist notwendig, das Gewicht der Belange des Umweltschutzes gegenüber den übrigen sozialen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Belangen zu betonen. Es sollte nicht möglich sein, dass in Abwägungsprozessen der Umweltschutz 
anderen Interessen untergeordnet wird. Vielmehr ist es erforderlich, dass in jeder Entscheidung der Umwelt- und 
Klimaschutz stets zu berücksichtigen ist und mit der größtmöglichen Priorität gewichtet wird. 

Die Beschränkung auf Landwirtschafts- und Waldflächen ist nicht zielführend für den Erhalt der biologischen Vielfalt. 
Die Siedlungsräume selbst, und hier besonders Brachflächen, weisen eine vielfach höhere Biodiversität als 
konventionell landwirtschaftlich genutzte Flächen auf. Daher ist es erforderlich, Brachflächen innerhalb von 
Siedlungsgebieten, auf denen sich eine biologische Vielfalt entwickelt hat, wertmäßig Landwirtschafts- und 
Waldflächen mindestens gleichzusetzen rsp. auszuschließen, dass diese bei einer Nachverdichtung in Anspruch 
genommen werden können. Nachverdichtungsmöglichkeiten sind schwerpunktmäßig in Flächen mit strukturellem 
Gebäudeleerstand u.ä. zu suchen.  

Neben der Begrünung ist der konstruktive Artenschutz am Baukörper ein wesentlicher Aspekt des notwendigen 
Umweltschutzes. Beispielhaft ist die Vermeidung von Vogelschlag an Glas- und verspiegelten Fassaden zu nennen. 
Die Belange des Umweltschutzes, insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, sind insofern in die Vorschriften zur 
Gestaltung von Baukörpern aufzunehmen (§ 9 MBO). Es ist nicht hinnehmbar, dass durch die Art der Gestaltung von 
baulichen Anlagen Gefahren ausgehen.12 

Schlussendlich ist in Bezug auf die Landesbauordnungen zu bemerken, dass sämtliche Vorschriften klimapolitisch 
zu hinterfragen sind. So sind beispielsweise hinsichtlich der Zahl und Größe der notwendigen Stellplätze (§ 49 MBO) 
Korrekturen erforderlich. Insbesondere in ländlich strukturierten Siedlungsbereichen ist zu beobachten, dass tlw. 
eine un verhältnismäßige Anzahl von Stellplätzen auf den Grundstücken errichtet wird. Insofern ist nicht nur eine 
ausreichende Zahl und Größe der notwendigen Stellplätze festzulegen, sondern auch eine Obergrenze zu 
bestimmen, um einer unverhältnismäßigen Flächenversiegelung entgegenzutreten. Dabei ist bereits den 
klimapolitischen Bemühungen zur Minimierung des Individualverkehrs Rechnung zu tragen, indem auch die Zahl der 
Stellplätze und Individualverkehrsflächen minimiert werden. 
  

 
12  Petersen, F.: Vogelschlag an Glasflächen. IDUR Informationsdienst Umweltrecht e.V., Recht der Natur-Schnellbrief 220, 2020. 
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2.2.2 Durchgrünung des Siedlungsgebietes als Gesundheitsschutz 
 

Durchgrünung als Gesundheitsschutz; Magerstandorte sind keine Schottergärten. 

 
Situation: 
Bauordnungen (BauO) dienen grundsätzlich der Gefahrenabwehr und der Gewährleistung sozialer Mindeststandards 
hinsichtlich des Gesundheitsschutzes. Ein wesentlicher Aspekt eines gesunden Wohn- und Arbeitsumfeldes ist die 
hinreichende Durchgrünung bebauter Gebiete. Leider ist zunehmend eine Versiegelung von Flächen, die keiner 
weiteren Nutzung unterliegen, zu beobachten. Die Flächen werden mit Plastikfolie (sog. Unkrautfolie) und mit 
grobem Schotter oder Kies überdeckt (sog. Schottergärten13). Dabei ist in der Mehrzahl der Landesbauordnungen 
die Begrünung oder Bepflanzung nicht überbauter Flächen von bebauten Grundstücken festgesetzt, § 8, Ziff. 1 der 
Musterbauordnung (MBO14). Allerdings sind diese Vorschriften kaum bekannt und werden von den zuständigen 
Behörden auch nicht durchgesetzt. Weitergehende Vorschriften zur Verpflichtung, auch die baulichen Anlagen zu 
begrünen, wie sie ältere Fassungen einzelner Landesbauordnungen noch vorsahen, wurden zwischenzeitlich 
aufgehoben. Dies ist keinesfalls zeitgemäß. 
 
Forderungen: 
Eine gute Durchgrünung von Siedlungsgebieten stellt in den Zeiten der Klimakrise geradezu eine Gefahrenabwehr 
dar, denn eine fehlende Begrünung führt zu klimatischen Verhältnissen in Städten, die die Gesundheit der 
Bevölkerung beeinträchtigen: überhitzte Straßenzüge, mangelnder Luftaustausch u.a. Die Aufnahme bzw. 
Wiederaufnahme dieser Verpflichtungen ist für die Sicherung gesunder Lebensverhältnisse in den Siedlungs-
bereichen zwingend erforderlich. Dabei ist vorzusehen, dass auch Zufahrten und Stellplätze zu begrünen sind und 
die grundsätzliche Verpflichtung zur Begrünung von baulichen Anlagen, soweit dies bautechnisch möglich ist, 
besteht. Beispielsweise stellt die extensive Begrünung von Flachdächern keine bautechnische Herausforderung dar 
und ist aufgrund der längeren Lebensdauer auch wirtschaftlich die sinnvollere Alternative.  
 
Maßnahmen: 
Für die Umsetzung ist die Ausarbeitung von Verwaltungsvorschriften sowie ggf. Mustersatzungen notwendig, in der 
Art und Maß der geforderten Begrünung genau definiert werden. Dabei ist bei der Art der Begrünung der Aspekt der 
Nachhaltigkeit in den Vordergrund zu stellen. Eine nachhaltige Begrünung und Bepflanzung kann nur naturnah 
sein. Heimische Wildpflanzen oder naturnahe Sorten werden den Herausforderungen der Klimakrise gerecht und 
fördern die Biodiversität. Nur wenn mit allen verfügbaren Mitteln gegen das Artensterben gearbeitet wird, kann die 
Bauleitplanung ihrer Verantwortung gegenüber künftigen Generationen gerecht werden. Insofern ist bei der 
Begrünung stets eine naturnahe Begrünung15 zu priorisieren.  

Zudem ist die Einhaltung der Bauordnung auch in diesem Punkt rigoros zu prüfen und einzufordern. Die Schaffung 
ungesunder Lebensverhältnisse in Siedlungsgebieten ist kein Kavaliersdelikt. Es ist wichtig, jedem Bauherren seine 
Verantwortung bewusst zu machen und ihn zur Wahrnehmung seiner gesellschaftlichen Verpflichtung zu ermutigen. 
Dies ist zum einen durch gesetzlichen Zwang zur Einhaltung von Minimalanforderungen, zum anderen durch 
Förderung16 darüber hinaus gehenden Engagements möglich.  

Die Anlage von Magerstandorten ist in besonderem Maße biodiversitätsfördernd, denn mit deren Anlage wird ein 
wertvoller Lebensraum geschaffen, der aus der Normallandschaft durch permanente Intensivierung der Nutzung fast 
vollständig verschwunden ist. Die Nutzungsintensivierung ist einer der Hauptgründe für den Rückgang der 
Biodiversität, der vor allem in den offenen und halboffenen Landschaften zu beobachten ist. Gleichzeitig erweisen 
sich die Pflanzen der trockenen, nährstoffarmen Standorte als besonders widerstandsfähig in Trocken- und 
Hitzeperioden. Magerstandorte sind also in der Klimakrise resilient und können weiterhin zur Abkühlung der 
Umgebung beitragen, da die krautigen Pflanzen auch ohne Bewässerung grün bleiben und nicht vertrocknen. Die 
Vegetationstragschichten der Magerstandorte werden meist aus Schotter und Kies – mit 0-Anteil, also mit 
Feinanteilen und deshalb durchwurzelbar – hergestellt und können oberflächlich betrachtet kurz nach der Anlage 
mit den naturfernen „Schottergärten“ verwechselt werden. Die geforderten Maßnahmen zur Durchsetzung der 
umfassenden Begrünung von Grundstücken dürfen keinesfalls naturnahe Magerstandorte betreffen und müssen 
diese ausdrücklich ausnehmen. 
  

 
13 Goebel, L.-M.: Verbot von Schottergärten. IDUR Informationsdienst Umweltrecht e.V. Recht der Natur Schnellbrief 222, 2020. 
14 Fassung November 2002, zuletzt geändert durch Beschluss der Bauministerkonferenz vom 13.05.2016. 
15 Vgl. Ziff. 1.3 des Positionspapiers. 
16 Vgl. Ziff. 2.12.1 des Positionspapiers. 
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2.3  Handlungsfeld Niederschlagswasser 
 

Umsetzung der Gesetzesnovellierungen: örtliche Sammlung und Nutzung oder Versickerung. 

 
Situation: 
Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) sieht vor, dass Niederschlagswasser 
ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 
Gewässer eingeleitet werden soll (§ 55 Abs. 2). Auch in den Landeswassergesetzen wird wasserwirtschaftlich eine 
dezentrale Niederschlagswasserbewirtschaftung und die Schließung des natürlichen Wasserkreislaufes vor Ort 
gewünscht. Damit sind die gesetzlichen Grundlagen für eine Veränderung des bisherigen Vorgehens – einer 
schnellen Ableitung und des weiten Abtransportes des Niederschlagswassers – gegeben.  
 
Forderungen: 
Die Priorität sollte in Zukunft auf der örtlichen Sammlung und Nutzung oder Versickerung bzw. die Verdunstung 
über Gründächer liegen. An die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen sind hohe Ansprüche zu stellen. Auch im 
Bestand und bei bereits erteilten Entwässerungsgenehmigungen ist zu überprüfen, ob die Umsetzung der jüngeren 
Novellierungen als notwendige Maßnahmen zur Anpassung an die Klimakrise gefordert und gefördert werden kann. 
 
 
 
2.4  Handlungsfeld öffentliche Gebäude und Grünflächen 
 

Potenzial öffentlicher Flächen und deren Vorbildfunktion: hohe ökologische Ansprüche umsetzen; Kriterien fest-
legen und in Förderrichtlinien aufnehmen.  

 
Situation: 
Öffentliche Parks und Grünanlagen sowie die Außenanlagen öffentlicher Gebäude bieten Potenzial für die Schaffung 
urbaner Biotope. Die Gestaltung und Pflege erfolgen allerdings in der Regel konventionell und ohne die 
Möglichkeiten für eine vorbildliche Wirkung zu nutzen. 
 
Forderung: 
Einer ökologische Aufwertung dieser Flächen ist in den Städten und Gemeinden hohe Priorität einzuräumen. Die 
Schaffung naturnaher Flächen im Siedlungsraum fördert die Biodiversität und verbessert gleichzeitig die Lebens- 
und Wohnqualität für die Bevölkerung. 

Dringend notwendig ist in Bezug auf sämtliche Forderungen, dass die öffentlichen Flächen und öffentlichen Gebäude 
in jeder Hinsicht beispielhaft wirken. Regierung und Verwaltung müssen sich ihrer Vorbildfunktion bewusst werden. 
So sind an alle Gebäude und Grundstücke in öffentlicher Hand hohe ökologische Ansprüche zu stellen.  

Die in den Empfehlungen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zu Planung, Bau und 
Bewirtschaftung von nachhaltig geplanten Außenanlagen auf Bundesliegenschaften17 geforderte Förderung der 
Biodiversität ist fachlich kaum ausgeführt. Die Forderungen sind zu konkretisieren und auf die Außenanlagen der 
Länder und Kommunen zu übertragen.  

Ein sinnvoller Richtwert sind die Mindestanforderungen der Naturgartenprämierung18:  

» Gebietsheimische Wildpflanzen wachsen auf mindestens 50 % der Fläche. 

» Es werden keine invasiven Neophyten19 gepflanzt oder geduldet.  

» Tierfallen in Lichtschächten, Teichen, nach oben offenen Rohren und dauerhafte künstliche Beleuchtung werden 
vermieden. 

 
17 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung: Nachhaltig geplante Außenanlagen auf Bundesliegenschaften, Empfehlungen 

zu Planung, Bau und Bewirtschaftung, 2012. 
18  Quick-Check für die Prämierung in „Tausende Gärten – Tausende Arten“. Abgerufen von https://www.tausende-gaerten.de/media/quick-

check_praemierung.pdf [08.12.2020]. 
19 Siehe NaturGarten e.V.: Handbuch invasiver Neophyten, 2020. Zusammenführung von Nehring, S., Kowarik, I., Rabitsch, W., Essl, F.: 

Naturschutzfachliche Invasivitätsbewertungen für in Deutschland wild lebende gebietsfremde Pflanzen, BfN-Skripten 352, 2013; Nehring, 
S., Skowronik, S.: Die invasiven gebietsfremden Arten der Unionsliste der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, Erste Fortschreibung 2017, BfN-
Skripten 471; Rabitsch, W., Gollasch, S., Isermann, M., Starfinger, U., Nehring, S.: Erstellung einer Warnliste in Deutschland noch nicht 
vorkommender invasiver Tiere und Pflanzen, BfN-Skripten 331, 2013. 
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» Es werden keine Steine aus Übersee, kein Tropenholz, kein chemisch behandeltes Holz, kein Torf, keine Pestizide 
und kein Kunstdünger verwendet. 

» Eine der Flächengröße angemessene Anzahl an Strukturelementen, wie Lebensraumholz („Totholz“), Sand-
flächen für Insekten, freiwachsenden Naturhecken, Wildpflanzensäumen, Teichen oder Blumenwiesen, wird 
integriert. 

Diese Kriterien sind in die Fördervoraussetzungen im Rahmen der Städtebauförderung oder anderer öffentlicher 
Förderung von Bauvorhaben, die Freianlagen einschließen, aufzunehmen. 
 
 
 
2.5  Handlungsfeld innerörtliches Straßenbegleitgrün und öffentliche Grünflächen 
 

Artenreiche, lebendige Magerstandorte statt eintöniger Grünflächen; fachgerechte, biodiversitätsfördernde Pflege; 
Anpassung an die Klimakrise, Mitarbeiterschulungen und Öffentlichkeitsarbeit. 

 
Situation: 
Mit knapp 14% (13,9%) nehmen Siedlungs- und Verkehrsflächen nach Landwirtschafts- (50,8%) und Waldflächen 
(29,8%) den drittgrößten Anteil an der Flächennutzung in Deutschland ein20. Bei einem Grünflächenanteil von ca. 
8% im besiedelten Raum21, sind dies ca. 4.000 km2, die derzeit noch fast ausschließlich „naturfern“ angelegt und 
gepflegt werden und damit wenig Nahrungsgrundlage und Lebensraum für heimische Tiere bieten. Dies beinhaltet 
v.a. häufig gemähte, artenarme Zierrasenflächen sowie pflegeintensive, nicht-heimische Sträucher- und Boden-
deckerpflanzungen. Hierzu zählen auch häufig verwendete neophytische Arten wie verschiedene Cotoneaster, 
Mahonie und Gewöhnliche Schneebeere, die inzwischen als potentiell invasiv eingestuft werden. Repräsentative 
Flächen werden in der Regel mit Wechselflor oder ebenfalls pflegeintensiven, empfindlichen, nicht-heimischen 
Beetstauden aus Asien und Nordamerika bestückt, die auch keinen Beitrag zur Biodiversität leisten. Neben einem 
hohen Arbeitsaufwand für Mahd-, Schnitt- und Jätmaßnahmen wird in Zeiten der Klimaerwärmung auch der Bewäs-
serungsbedarf immer höher.  

Seitdem die Gefährdung der biologischen Vielfalt in der Öffentlichkeit verstärkt thematisiert wird, starten vielerorts 
Projekte und Initiativen für mehr „Natur“ im Siedlungsraum, die sich in ihrer Ausrichtung und Umsetzung 
(insbesondere hinsichtlich der konsequenten Verwendung heimischer Wildpflanzen und zertifizierten heimischem 
Saatguts) aber deutlich unterscheiden und oft ihr Ziel nicht erreichen.  
 
Forderungen: 
Mehr Natur in Stadt und Gemeinde aus Überzeugung: Die naturnahe Gestaltung öffentlicher Grünflächen darf keine 
„Alibi-Maßnahme“ an wenigen einzelnen Flächen in einer Kommune bleiben, auf der sich die lokale Politik und 
Verwaltung ausruhen kann (nach dem Motto „Jetzt haben wir ja für die Bienen etwas getan.“), sondern muss zum 
Standard werden.  

Alle Grünflächen und versickerungsfähigen Nutzflächen sind als potenzieller Lebensraum zu betrachten. Im Hinblick 
auf Biodiversitätsförderung und die Veränderungen aufgrund der Klimakrise sind sie konsequent naturnah – d.h. mit 
Schwerpunkt auf heimischen Wildpflanzen – zu gestalten und pflegen, und zwar angepasst an Lage und Nutzung der 
Fläche22. Dies schließt auch insektenschonende Mahdregimes für wiesenartige Flächen und Straßenränder mit ein.  

Als Grundlage für eine erfolgreiche Umsetzung erfordert dies neben der fachlichen Weiterbildung aller kommunal 
Beteiligten auch eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit. Auf diese Weise kann jede Kommune ihren Beitrag zur 
Förderung der Biodiversität leisten und gleichzeitig der Bevölkerung ein Naturerlebnis vor der Haustür bieten und 
als Vorbild zur Gestaltung privater Naturgärten dienen. 
 
Maßnahmen: 

» Informations- und Weiterbildungsveranstaltungen für kommunale Mitarbeiter*innen sowie die Bürgerschaft als 
Grundlage für einen Richtungswechsel in der öffentlichen Grünpflege 

» Praxisschulungen für Bauhofmitarbeiter*innen in der Anlage und Pflege naturnaher Grünflächen  

 
20 Statistisches Bundesamt 2019, FS 3 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, R. 5.1, Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung 2018. 
21 Witt, Dr. R.: Vortrag am 03.12.2019 in Darmstadt. 
22 Versickerungsoffene Nutzflächen z.B. als Wildlumenschotterrasen, vgl.: Aufderheide, U.: Der Wildblumenschotterrasen – eine naturnahe 

Sonderbauweise. Stadt + Grün 4, 2020. 
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» konsequente Neuanlage von artenreichen Magerstandorten mit Schwerpunkt auf heimischen Wildpflanzen (auch 
als Anpassungsmaßnahmen an die Klimakrise), ergänzt mit weiteren Lebensraumstrukturen (Totholz, Trocken-
mauern etc.) 

» kontinuierliche Kommunikation in Bezug auf Anlage, Entwicklung und Pflege der Flächen, denn zur Schaffung 
von Akzeptanz in der Bevölkerung ist Öffentlichkeitsarbeit für jede einzelne Fläche erforderlich. 

 
 
 
2.6 Handlungsfeld Stadtbäume 
 

Erhalt alter Bäume; Neupflanzung heimischer Gehölze in gemischten Pflanzungen; Regenwassernutzung; Pflege. 

 
Situation: 
Die großflächige Bebauung und Versiegelung von Städten sorgen insbesondere durch das starke Aufheizen durch 
Sonneneinstrahlung für ungesunde Lebensverhältnisse im urbanen Raum. Die Beschattung ist eine der 
Hauptaufgaben von Stadtbäumen. Daneben beeinflussen Baumanpflanzungen das Mikroklima positiv, indem durch 
die Photosynthese die Luftqualität verbessert, an der Oberfläche der Blätter Staub gebunden und durch 
Transpiration eine zusätzliche Kühlung erzielt wird. Trotz dieser unbestrittenen Effekte werden Baumfällungen im 
Stadtgebiet kaum thematisiert und Ersatzpflanzungen werden nur zögerlich vorgenommen. Zugunsten einer immer 
weitergehenden Verdichtung wird der Raum für Stadtbäume mehr und mehr eingeschränkt.  

Die urbanen Gegebenheiten stellen für die Bäume einen Extremstandort dar. Alleebäume stehen zugunsten von 
Fahrbahnen und Stellplätzen in kleinsten Baumscheiben. Die umliegende Versiegelung leitet Niederschlagswasser 
schnell ab. Die Liste der Kriterien für Stadtbäume ist lang: Die Bäume müssen unempfindlich gegenüber Luft- und 
Bodenverschmutzungen, Hitzerückstrahlungen, Streusalz und mechanische Verletzungen sein. Nährstoff- und 
Wasserbedarf sollten gering sein. Gewünscht werden ein gutes Wachstum, ein schmaler Habitus sowie eine gute 
Stamm- und Kronenbildung. Fruchtfall und Bruchgefahr sollen gering sein. Während Bäumen in innerstädtischen 
Parkanlagen mehr Platz eingeräumt werden kann, müssen an Straßen die erforderlichen Lichtraumprofile erfüllt 
werden.23 
 
Forderungen: 
Der seit Jahren steigenden Hitze und Trockenheit ist auch hinsichtlich der Stadtbäume Rechnung zu tragen. Dabei 
ist eine Erweiterung der Pflanzinseln und eine versickerungsoffene Oberfläche angrenzender Flächen anzustreben. 
Eine Bewässerung von Bestandsbäumen muss gewährleistet werden, vorzugsweise durch Versickerung von Regen-
wasser im Straßenraum, z.B. über Sickerbeete, -mulden und Rigolen. Eine zusätzliche Bewässerung darf nicht zu 
spät einsetzen. Insbesondere der Erhalt von historisch alten Bäumen sollte ein Schwerpunkt der kommunalen 
Tätigkeit sein und als Ziel mit großem Ehrgeiz verfolgt werden.  

Bei Neupflanzungen sind heimischen Baumarten24 und gemischten Pflanzungen der Vorzug zu geben. Auf invasive 
Neophyten25, wie die Gewöhnliche Robinie (Robinia pseudoacacia), ist wegen ihrer biodiversitätsschädigenden 
Wirkung unbedingt zu verzichten. Eine standortgerechte, vielfältige und abwechslungsreiche Begrünung ist mit 
heimischen Baumarten26 möglich, wenn deren Ansprüchen Rechnung getragen wird. Dabei ist die Trockenheits-
toleranz einzelner Baumarten zum Beispiel auch davon abhängig, dass diese jung gepflanzt werden, damit noch tiefe 
Pfahlwurzeln ausgebildet werden können.  

Die bisher praktizierte Pflege der Baumscheiben mit dem Entfernen von jeglichem Laub und / oder zu tiefem Mähen 
sorgt für zusätzlichen Stress und ist grundsätzlich auf eine schonende Arbeitsweise umzustellen. In innerstädtischen 
Parkanlagen ist neben einer naturnahen Pflege auch das Totholz als relevanter Lebensraum zu erhalten und nicht 
zu entfernen, sofern es die notwendige Verkehrssicherung zulässt.  
  

 
23  Vgl. Pecher, Dipl.-Ing. T.: Bäume im urbanen Umfeld, Natur & Garten, April 2009. 
24  Aufderheide, U.: Klimawandel, Klimakrise, Klimakatastrophe? Natur & Garten 1/2021. 
25 Siehe NaturGarten e.V.: Handbuch invasiver Neophyten, 2020. Zusammenführung von Nehring, S., Kowarik, I., Rabitsch, W., Essl, F.: 

Naturschutzfachliche Invasivitätsbewertungen für in Deutschland wild lebende gebietsfremde Pflanzen, BfN-Skripten 352, 2013; Nehring, 
S., Skowronik, S.: Die invasiven gebietsfremden Arten der Unionsliste der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, Erste Fortschreibung 2017, BfN-
Skripten 471; Rabitsch, W., Gollasch, S., Isermann, M., Starfinger, U., Nehring, S.: Erstellung einer Warnliste in Deutschland noch nicht 
vorkommender invasiver Tiere und Pflanzen, BfN-Skripten 331, 2013. 

26  Steiger, P.: Heimische Gehölze für trockenwarme Standorte, Natur & Garten 2.20; Quelle Steiger, P.: Esche, Espe oder Erle? Pflanzenportraits 
aller wild wachsenden Geholze Mitteleuropas, Enzyklopädie und separater Bestimmungsband, 2016. 
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Der Ausbau an innerstädtischen Parks ist dringend geboten, wobei bei großflächigen Wohnungsbauprojekten groß-
zügige Parkanlagen mit vielfältigen Baumanpflanzungen und die Ausstattung der Straßenzüge und Wegeverbin-
dungen mit Alleebäumen einzuplanen sind. Auch die Schaffung von erreichbaren Waldflächen am Stadtrand  
– idealerweise in Verbindung mit halboffenen Landschaftselementen – beeinflusst nicht nur die Lebensqualität 
positiv, sondern auch das Stadtklima selbst.  
 
 
 
2.7 Handlungsfeld biodiversitätsschädigende Stoffe im Siedlungsraum 
 

Verbot von Pestiziden; Reduzierung von Streusalzen und Mikroplastik-Emissionen. 

 
Situation: 
Die Wirkung von Pestiziden auf Zielorganismen und Nichtzielorganismen sowie auf Nahrungsnetze ist einer der 
Hauptgründe für den dramatischen Rückgang der Biodiversität. Daneben werden auch immer wieder schädigende 
Wirkungen auf die menschliche Gesundheit nachgewiesen. Die Menge der ausgebrachten Pestizide steigt 
kontinuierlich an, ein erheblicher Anteil wird im besiedelten Raum ausgebracht: „In Deutschland gibt es etwa 
17 Millionen Haus- und Kleingärten, die zusammen rund 930.000 ha umfassen (dies entspricht 2,6% der Gesamt-
fläche Deutschlands). Eine im Jahr 2001 vom Bundesverbraucherschutzministerium beauftragte Studie zeigte, dass 
rund 90% der Kleingärtner und etwa 73% der Hausgärtner Pestizide einsetzen.“27 

Die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität steigt mit der Flächengröße, insbesondere auch 
der Größe von Flächen, auf denen keine Pestizide ausgebracht werden. Die Verwendung von Pestiziden im 
besiedelten Raum beruht nicht auf wirtschaftlichen Zwängen, sondern geschieht aus Gewohnheit und weil ein 
bestimmtes Erscheinungsbild erhalten werden soll. Beispielsweise ist jeder Bewuchs auf Wegen unerwünscht und 
das Aussehen von kranken Pflanzen wird nicht toleriert. Es gibt ausreichend wirksame giftfreie Alternativen, zu 
denen auch die Verwendung von widerstandsfähigen, idealerweise heimischen Pflanzen und die Akzeptanz von 
begrünten, befestigen Flächen gehört. Insofern überwiegt die Gemeinwohlwirkung eines Verbotes von Pestiziden im 
besiedelten Raum.  

Tausalze schädigen das Pflanzenwachstum und belasten Bäche und Flüsse, da sie in Kläranlagen nicht entfernt 
werden können.28 Die meisten Kommunen verbieten den Einsatz von Tausalzen grundsätzlich und erlauben ihn nur 
in Ausnahmefällen. Dies wird jedoch weder kontrolliert noch sanktioniert. 

In der Hoffnung, dass Kunststoff pflegeleichter als Rasen ist, sind in den letzten Jahren große Flächen im 
besiedelten Raum dem Naturhaushalt durch Anlage von Kunstrasenflächen entzogen worden. Die Umweltaus-
wirkungen der verwendeten Kunststoffe für den Kunstrasen selber, aber auch die immer wieder nachzufüllenden 
Füllstoffe sind noch kaum untersucht. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Füllstoffe zum Teil aus Altreifen 
gewonnen werden, handelt es sich um eine großflächige Ausbringung einer problematischen Quelle von Mikro-
plastik.29 
 
Forderungen: 
Der NaturGarten e.V. fordert das grundsätzliche Verbot des Verkaufs von Pestiziden für nichtberufliche Anwender 
und das Verbot der Anwendung auf öffentlichen und privaten Flächen im besiedelten Raum durch Änderung der 
Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung. 

Der Verkauf von Tausalz an den Privatanwender ist zu verbieten. Auch im öffentlichen Bereich sollten Tausalze nur 
sparsam und möglichst mit unproblematischeren Stoffen, wie Melassen, gemischt verwendet werden. 

Eine Reduzierung der Mikroplastik-Emissionen ist erforderlich. Da Abrieb und Eintrag, insbesondere der Füllstoffe, 
in die Umwelt nicht zu vermeiden sind, sind Kunstrasenflächen generell nicht mehr zu genehmigen. Vorhandene 
Kunstrasenplätze sind rückzubauen und die Stoffe umweltneutral zu entsorgen. 
  

 
27 Umweltinstitut München e.V.: Glyphosat und Roundup in deutschen Haus- und Kleingärten. Abgerufen von 

http://www.umweltinstitut.org/themen/landwirtschaft/pestizide/glyphosat/haus-und-kleingarten.html [08.12.2020];  
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit: Absatz an Pflanzenschutzmitteln in der Bundesrepublik Deutschland, 
Ergebnisse der Meldungen gemäß § 64 Pflanzenschutzgesetz für das Jahr 2018, 2020. 

28 Eawag, Wasserforschungsinstitut: Häufig gestellte Fragen zur Straßensalzung, zusammengestellt von Boller, Prof. Dr. M., und Bryner, A., 
2011 / 2016.  

29  Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste: Dokumentation Kunstrasenplätze, Mögliche Risiken von Granulat auf Kunstrasenplätzen, 
2017. 



Positionspapier NaturGarten e.V.  Stand 10.01.2025 

12 

2.8  Gewerbegebiete und Firmengrundstücke 
 

Begrünung von Frei- und Dachflächen; Baulandreserven als „Natur auf Zeit“; Begleitung und Kontrolle von 
Ausgleichsmaßnahmen. 

 
Situation: 
Industrie- und Gewerbeflächen nehmen 18,5% der Siedlungsfläche in Deutschland ein30. Ohne die wirtschaftlichen 
Aktivitäten einzuschränken, bieten Gewerbegrundstücke umfassende Potenziale durch den hohen Anteil an 
Verkehrsflächen, Flachdächern und Baulandreserven. 
 
Möglichkeiten: 
Zu- und Umfahrten, Parkplätze, Feuerwehrzufahrten und Randstreifen können je nach Nutzungsgrad naturnah 
begrünt werden. Aufenthaltsbereiche lassen sich als Natur-Erlebnis-Räume gestalten, so dass auch die 
Erholungsqualität in den Pausenzeiten steigt. Die ökologisch sinnvolle Gestaltung des Eingangsbereichs sollte als 
Visitenkarte für ein zukunftsorientiertes Unternehmen gelten. Baulandreserven können als „Natur auf Zeit“ 
temporär der Förderung der Biodiversität dienen.31 Dach- und Fassadenbegrünung, insektenschonende Außen-
beleuchtung, Flächenentsiegelung und Regenwasserversickerung und nicht zuletzt der Schutz vor Vogelschlag an 
Glasflächen von Betriebsgebäuden sind Maßnahmen, die auf kommunalen oder unternehmenseigenen Flächen in 
Gewerbegebieten zu mehr Nachhaltigkeit führen.  
 
Forderung: 
Die intensive Nutzung dieser Potenziale und damit eine nachhaltige Gewerbegebietsentwicklung muss das Ziel 
jeder Planung sein. Dabei kann zum einen die Verpflichtung zur Verringerung der Versiegelung und zur naturnahen 
Begrünung der Verkehrs- und Freiflächen sowie der Flachdachbereiche in Bebauungspläne rsp. Satzungen auf-
genommen werden. Zum anderen stehen die Kommunen in der Verantwortung, die Unternehmen von der 
Notwendigkeit der Entwicklung nachhaltiger und ökonomisch sinnvoller Strukturen zu überzeugen, ihnen 
Hilfestellung zu bieten und deren Engagement zu fördern. Erforderlich sind hierfür der Erwerb der Kompetenzen 
durch eine gezielte Weiterbildung der kommunalen Mitarbeiter*innen, die beratende und fachkundige Begleitung 
der Maßnahmen und nicht zuletzt eine Kontrolle der Zielvorgaben.32 
 
 
 
2.9  Kompensationsmaßnahmen 
 

Kompensationsrecht als „Symbolische Umweltpolitik“ mit enormem Vollzugsdefizit; Forderungen: Monitoring, 
Überprüfung des funktionalen Erfolgs und Sicherung des Bestands durch Pflege und Ausschluss von Privat-
grundstücken; generelle Kompensationspflicht. 

 
Situation: 
Das Ziel des Kompensationsrechts (Bundesnaturschutzgesetz, BNatschG) und des Baugesetzbuches (BauGB) ist es, 
dass Eingriffe, die Naturgüter negativ beeinflussen, wie zum Beispiel der Bau eines Wohngebietes, durch positiv 
wirkende Maßnahmen ausgeglichen werden, so dass insgesamt der Naturhaushalt sich nicht verändert. Der 
dramatische Verlust an Biodiversität und Ökosystemdienstleistungen zeigt, dass das Ziel der Gesetzgebung nicht 
erreicht wird.33 

Das Kompensationsrecht ist ein weiteres Beispiel für „Symbolische Umweltpolitik“34.  
  

 
30 Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e.V.: IÖR-Monitor, Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung. Abgerufen von 

https://monitor.ioer.de/?rid=3611 [08.12.2020]. 
31  Vgl. Ziff. 2.10 dieses Positionspapiers. 
32  Vgl. Projekt EU LIFE BooGI-BOP "Boosting Green Infrastructure through Biodiversity-Oriented Design of Business Premises", finanziert vom 

EU LIFE-Programm, dem Finanzierungsinstrument der Europäischen Union für Umwelt und Klimaschutz. Abgerufen von 
https://www.biodiversity-premises.eu/de/eu-life-projekt.html [08.12.2020]. 

33  Kaiser, T.: Aktuelle Aspekte des Artenschutzes bei Eingriffsplanungen, Natur und Landschaft 93, 8, S. 365-370, 2018;  
Schwarzmeier, R., Bichler-Örtl, E., Dolde, K.-P., Müller-Pfannenstiel, K., Broda, N.: Eingriffsregelung in der Bauleitplanung: Möglichkeiten 
und Grenzen von Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Stadtgrüns, Natur und Landschaft 93, 8, S. 358-364, 2018. 

34  Bei symbolischer Politik wird durch Ausführungsbestimmungen und Ausführungspraxis das Erreichen des Ziels eines Rechtsinstruments 
verhindert beziehungsweise in sein Gegenteil verkehrt. Vgl. Ziff. 2.1 dieses Positionspapiers.  
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Hierfür liegen die Ursachen im Bereich der Kompensation in folgenden Punkten: 

» Zahlreiche Ausnahmen (z.B. §13 BauGB) und die Möglichkeit, die Belange von Umwelt und Natur anderen 
Belange unterzuordnen – „wegzuwägen“ – unterhöhlen das Recht. 

» Die Tatsache, dass der Eingreifer den Auftrag zur gutachterlichen Bewertung vergibt, führt regelmäßig zur 
Unterbewertung des Eingriffs und Überbewertung der Kompensation. So werden innerorts Brachflächen, deren 
hoher naturschutzfachlicher Wert vor der Maßnahme nicht betrachtet wird, durch Gehölzpflanzung „auf-
gewertet“.  

» Die Ausbringung von Saatgut und Pflanzen aus nicht standortheimischen Herkünften stellte jahrzehntelang 
selbst einen Eingriff statt einer Kompensation dar. 

» Die Bewertungssysteme bewerten Naturstandorte oft rein pflanzensoziologisch und stufen Waldstandorte 
besonders hoch ein. Da Eingriffe meist in offenen und halboffenen Landschaftsräumen stattfinden (wo die 
Biodiversität besonders dramatisch abnimmt), werden diese oft im Wald oder als Waldbegründung kompensiert 
(wo die Biodiversität weniger unter Druck steht). 

» Auf Grund der Erfassung sog. „planungsrelevanter Arten“ nach §44 BNatschG – Artenschutzrecht – werden 
ganze Artengruppen wie Wildbienen, Heuschrecken oder die Gefäßpflanzen der Roten Liste in der Regel nicht 
betrachtet. 

» Pflege wird entweder nur bis zur Funktionserreichung gefordert (BauGB) oder die Forderung des BNatschG nach 
dauerhaftem Erhalt aus Gründen der Verhältnismäßigkeit auf 25 – 30 Jahre begrenzt. Offenlandstandorte 
verlieren ohne Pflegemaßnahmen jedoch ihre Funktion. 

» Es besteht ein enormes Vollzugsdefizit. So weisen in Schleswig-Holstein 50% des untersuchten Kompensations-
grünlands nur 7 insektenbestäubte Arten auf, weniger als sich im durchschnittlichen Straßenbegleitgrün 
finden.35 Obwohl das BauGB (§4c) die Kontrolle der Kompensationsmaßnahmen auf Umsetzung vorschreibt, wird 
diese in der Regel nicht durchgeführt. Eine Kontrolle, ob die Kompensation, also das funktionelle Ziel erreicht 
wurde, ist nicht vorgesehen. 

 
Forderungen: 
Das Monitoring der Maßnahmen ist durch fachkundiges Personal bzw. Büros durchzuführen und deren Finanzierung 
in die Kompensation einzurechnen. §17 BNatschG und die Landesnaturschutzgesetze sind dahingehend zu ändern, 
dass nicht nur die Umsetzung, sondern auch ihr funktionaler Erfolg überprüft wird. Bei Nichterreichen des Ziels ist 
auf Kosten des Eingreifers nachzubessern. Dies kann mittels Bürgschaft abgesichert werden. Auch die Umsetzung 
der Maßnahmen kann über eine Vertragserfüllungsbürgschaft sanktionsbewehrt abgesichert werden. Eine Sicherung 
der dauerhaften Pflege der Kompensationsmaßnahmen über Ökokonten und Stiftungen oder Flächenagenturen ist 
zwingend erforderlich. 

Kompensationsmaßnahmen können nicht auf Privatgrundstücken durchgeführt werden: Gartenbesitzer wollen und 
werden ihre Gärten immer wieder ihren sich ändernden Wünschen anpassen. Die Aussetzung der Kompen-
sationspflicht am Ortsrand und im Innenbereich (§13a und §13b BauGB) ist ersatzlos zu streichen. 

 

 
2.10 „Natur auf Zeit“ 
 

Dynamische Lebensräume fördern und begleiten, Verhinderungspflege vermeiden. 

 
Situation: 
Es gibt auf Firmengeländen, bei Abbaumaßnahmen und auf anderen der Öffentlichkeit nicht zugänglichen, meist 
gewerblichen Flächen Bereiche, die gerne von den Besiedlern dynamischer Lebensräume in frühen Sukzessions-
stadien besiedelt werden (geschätzte Gesamtfläche 380.000 ha). Viele dieser Arten (z.B. Flussregenpfeifer, Kreuz-
kröte oder Blauflüglige Ödlandschrecke) sind in ihrem Bestand bedroht und dementsprechend geschützt. Da die 
Eigentümer der Flächen befürchten, dass anderenfalls eine spätere Nutzung der Flächen nicht mehr möglich sein 
könnte, wird die Besiedlung meist mit Verhinderungspflege oder anderen Maßnahmen, z.B. mit Amphibienzäunen, 
verhindert. 
  

 
35 Paul, J., Donath, T.W. und Reck, H.: Wie artenreich ist Kompensationsgrünland? Natur und Landschaft 95, 2, S. 68-73, 2020. 
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Forderung: 
Eine rechtssichere Möglichkeit, solche Flächen der Natur auf eine begrenzte Zeit zur Verfügung zu stellen, muss 
geschaffen werden. Denn gerade die Besiedler dynamischer Lebensräume sind daran angepasst, dass diese in 
regelmäßigen Abständen vernichtet werden. Allerdings sollte die einsetzende Sukzession naturschutzfachlich 
sinnvoll gelenkt werden, um der Ausbreitung von invasiven Neophyten nicht Vorschub zu leisten – z.B. durch Einsaat 
von standortheimischen Herkünften von Arten der Ruderalstandorte, die sonst die Flächen nicht erreichen würden. 
Damit können die derzeit teilweise schon üblichen öffentlich-rechtlichen Verträge durch rechtssichere Verfahren 
ersetzt werden. 
 
Maßnahmen: 
Im Rahmen der Novellierung des BNatSchG36 oder in entsprechenden Erlassen und Verwaltungsvorschriften sowie in 
den EU-Naturschutzrichtlinien soll eine im Vorhinein rechtssichere Möglichkeit eröffnet werden „Natur auf Zeit“ zu 
schaffen.37 Damit kann vor Beginn der Projektlaufzeit für alle während der Laufzeit einwandernde Arten eine 
artenschutzrechtliche Vorabausnahme erteilt werden. Diese gilt jedoch nur für Arten, die sich während der Laufzeit 
ansiedeln, nicht für Arten, die vor der Projektlaufzeit schon vorhanden waren. Voraussetzung ist, dass die positiven 
Wirkungen der Maßnahme die negativen überwiegen und dass keine ökologischen Fallen geschaffen werden. Die 
Beendigungsphase soll möglichst naturschonend, z.B. abschnittsweise, ablaufen. 
 
 
2.11  Lichtverschmutzung 
 

Konsequentes Minimierungs- und Vermeidungsgebot auf allen Ebenen umsetzen! 

 
Situation: 
30 % der Ökosysteme auf der Erdoberfläche werden durch nächtliche Beleuchtung in ihrer Funktion gestört. Die 
Lichtverschmutzung durch weißes, blauanteiliges Licht (vor allem durch LED-Licht) gehört zu den wichtigsten 
Ursachen für das Insektensterben und die Gefährdung der biologischen Vielfalt. In einer Art Staubsaugereffekt 
ziehen blauanteilige Lichter die Insekten auf bis zu einer Entfernung von 700 m an, die hier an Ermüdung, Blendung 
und Orientierungslosigkeit verenden. Wissenschaftlich wurde festgestellt, dass sich die Ökosysteme im Umfeld 
leeren und schon nach zwei Jahren nicht mehr reproduzieren können.38 

In Deutschland fehlt ein Gesetz, welches unmittelbar auf die Bekämpfung oder Beschränkung der Umwelt-
verschmutzung durch Licht abzielt. Nur mittelbar können sich Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), des Baugesetzbuchs (BauGB) und der Baunutzungsverordnung (BauNVO) darauf auswirken.39 
 
Forderungen: 
Es ist zwingend erforderlich, dass im öffentlichen Raum umgesetzt und in den entsprechenden Vorschriften40 
verankert wird: 

» die Umstellung aller vorhandenen Lichtanlagen auf das Minimierungs- und Vermeidungsgebot, d. h. eine 
bedarfsorientierte Absenkung der Helligkeit und eine Ausschaltung, die Umstellung auf bernsteinfarbenes, 
blauanteilsfreies Licht, das von den Insekten nicht gesehen wird (>1800 Kelvin bzw. >590 Nanometer), 
zusätzlich eine Farbfilterung mit Folien oder farbfilternden Hüllen (z.B. farbfilterndes Glas), 

» die Beschränkung der Zulässigkeit für Außenbeleuchtungen (öffentlich und privat) auf eine Beleuchtungsstärke 
von einem Lux (entspricht der 4-fachen Menge einer Vollmondnacht) 

» Gesetze, die eine insektenverträgliche Beleuchtung in Deutschland vorschreiben und überprüfbar machen.41 

 
36 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
37  Becker, N., Wellens, C., Muchow, T., Handke, J. (2020): Natur auf Zeit- bestehende Handlungsoptionen, Natur und Landschaft 4, S.172-179, 

2020. 
38  Held, M., Hölker, F., Jessel, B. (Hrsg.): Schutz der Nacht – Lichtverschmutzung, Biodiversität und Nachtlandschaft. – BfN-Skript 336, 2013; 

Donner, S.: In der Lichtfalle, Bild der Wissenschaft 11, 2018;  
TAB, Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag, Schröter Schlaack, C., Lichtverschmutzung – Ausmaß, gesell-
schaftliche und ökologische Auswirkungen sowie Handlungsansätze, 2020. 

39 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste: Sachstand Lichtverschmutzung. Rechtliche Regelungen zur Beschränkung von 
Beleuchtung in Deutschland und ausgewählten europäischen Staaten, 2019. 

40  Siehe Petersen, F., Lauer, W., Hänel, Dr. A.: Lichtverschmutzung in der Bauleitplanung und bei Bauvorhaben. IDUR Informationsdienst 
Umweltrecht e.V. Recht der Natur-Schnellbrief 216, 2019. 

41  Vgl. Bayrisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz: Leitfaden zur Eindämmung der Lichtverschmutzung. 
Handlungsempfehlungen für Kommunen, 2020;  
Schroer, S., Huggins, B., Böttcher, M., Hölker, F.: Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von Außenbeleuchtungsanlagen – An-
forderungen an eine nachhaltige Außenbeleuchtung. – BfN-Skript 543, 2019. 
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2.12  Verwendung öffentlicher Fördermittel 
 
2.12.1 Bauliche Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität 
 

Förderwürdigkeit von Maßnahmen, die – bei Neubauten und im Bestand – über das gesetzliche Mindestmaß 
hinausgehen, sowie von allen Maßnahmen zur Flächenentsiegelung. 

 
Neubau: 
Dach- und Fassadenbegrünungen sowie die Anlage von versickerungsfähigen, begrünten Nutzflächen stellen 
wichtige bauliche Maßnahmen zur Anpassung an die Klimakrise im besiedelten Raum und gegen den Verlust an 
Biodiversität dar. Daher sollten naturnahe Begrünungsmaßnahmen bei Neubauten, die über das gesetzlich 
geforderte Maß hinaus gehen, gezielt mit Fördermitteln unterstützt werden. Hierbei sind artenreiche Begrünungen 
mit heimischen Wildpflanzen zu bevorzugen. Dies gilt auch für Investitionsprogramme bei öffentlichen Bau-
projekten.  

Bestand: 
Umgestaltungen an bestehenden Gebäuden, die einen Beitrag zur Biodiversitätsförderung und zur Klimawandel-
anpassung leisten, sollten generell mit öffentlichen Mitteln finanziell gefördert werden. Hierzu zählen zum einen 
die Begrünung von Flachdächern (z.B. von auch Garagendächern auf Privatgrundstücken inklusive der ergebnis-
offenen Förderung der vorab notwenigen Prüfung durch einen Baustatiker, um einen zusätzlichen Anreiz für diese 
Maßnahme zu schaffen), zum anderen die Flächenentsiegelung (z.B. von Funktionsflächen wie Stellplätzen, Wegen 
und Zufahrten u.ä.) und deren Neuanlage als versickerungsfähige, artenreich begrünte, wassergebundene Decken 
(Wildblumen-Schotterrasen42). Hierfür sollten prinzipiell Fördermittel bereitstehen.  
 
 
 
2.12.2 Natur-Erlebnis-Räume 
 

Förderung von Natur-Erlebnis-Räumen für eine gesunde kindliche Entwicklung und für eine erlebenswerte Zukunft! 

 
Situation: 
Kinder haben heutzutage immer weniger Möglichkeiten von Naturerfahrungen in ihrem Lebensumfeld. Eine Vielzahl 
von Untersuchungen belegt, wie wichtig diese Erfahrungen für eine gesunde Entwicklung von Kindern sind.43 Eine 
jüngere Auswertung von 115 internationalen Studien weist nach, wie notwendig Naturbegegnungen für die 
mentale, soziale und physische Entwicklung sind.44 

Natur-Erlebnis-Räume sind zudem notwendig, weil… 

» Forschungen zeigen, dass Naturerlebnisse in der Kindheit eine der wichtigsten Anregungsfaktoren für späteres 
Engagement für Umwelt- und Naturschutz sind. 

» sie durch Geländemodellierung und Einbau von Balanciermöglichkeiten u. ä. zu Bewegung motivieren. Laut der 
letzten WHO-Langzeitstudie bewegen sich 80% der Kinder zu wenig. Demnach sank die körperliche Aktivität bei 
den 4- bis 17-Jährigen in den vergangenen zwölf Jahren um 37%45.  

» sie als Trittsteinbiotope zur Vernetzung von Biotopflächen beitragen und damit zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt beitragen. Auch spielen Grünräume eine wesentliche Rolle im Zuge kommunaler Klimawandelanpassung. 

» ein Mangel an primären Naturerfahrungen wahrscheinlich durch keine noch so stimulierende Ersatzwelt 
kompensiert und später wohl auch nicht aufgeholt werden kann. 

 
  

 
42 Aufderheide, U.: Der Wildblumenschotterrasen – eine naturnahe Sonderbauweise. Stadt + Grün 4, 2020. 
43 Gebhard, U.: Kind und Natur - Die Bedeutung der Natur für die psychische Entwicklung 5, 2020;  

Louv, R.: Last Child in the Woods - Saving OurChildren from Nature-Deficit Disorder. Algonquin, 2005. 
44 Raith, A., Lude, A.: Startkapital Natur: Wie Naturerfahrung die kindliche Entwicklung fördert, 2014. 
45  Motorik-Modul-Langzeitstudie (MoMo). Abgerufen von http://www.sport.kit.edu/MoMo/fuer_Medien_und_Experten_Publikationen.php 

[08.12.2020]. 
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Forderung: 
Natur-Erlebnis-Räume sind kein „Nice to have“, sondern notwendig. Die Gestaltung von Schulhöfen, Kita-Außen-
geländen und Spielplätzen als Natur-Erlebnis-Räume leistet einen wesentlichen Beitrag zur gesunden Entwicklung 
von Kindern und stellt damit auch ein Element des Gesundheitsschutzes dar. Daher fordern wir, dass die Vergabe von 
öffentlichen Fördermitteln für die Umgestaltung von Freiflächen, die von Kindern genutzt werden, explizit an deren 
Gestaltung als Natur-Erlebnis-Räume geknüpft ist. Jeder Neubau von Außenflächen für Kinder sollte grundsätzlich 
als Natur-Erlebnis-Raum gestaltet werden.  
 
 
 
2.12.3 Forschungsförderung 
 

Forschungsförderung als notwendige Grundlage. 

 
Die Forschungsförderung sollte verstärkt Projekte unterstützen, die auf unterschiedlichen Ebenen die Biodiversität 
und die Möglichkeiten zu deren Förderung im urbanen Raum untersuchen. Hierzu zählen zum Beispiel 
Monitoringprojekte zur Auswirkung von naturnahem Grün in besiedelten Raum auf Biodiversität (z.B. Insekten-
zahlen) und Biotopvernetzung oder verstärkte Untersuchung von heimischen Arten als klimaresistente Stadtbäume. 
 
 
 
2.13 Handlungsfeld Aus- und Weiterbildung für gärtnerische Berufe  
 

Ergänzung aller Bildungsformen um naturnahe Inhalte: Pflanzenkenntnis, Bau- und Vegetationstechniken. 

 
Situation: 
Bei vielen im „grünen Bereich“ ausgebildeten und tätigen Menschen in den verschiedenen Berufsbildern besteht ein 
elementarer Mangel an Grundlagenwissen bezüglich heimischer Pflanzenarten, heimischen Saatgutes, Tier-
Pflanze-Beziehungen, Biodiversität und allgemein ökologischen Zusammenhängen. Gleichzeitig ist aber auch ein 
hohes Interesse bei Gärtner*innen, Landschaftsarchitekt*innen etc. vorhanden, sich hier weiterzubilden, wie der 
starke Zulauf zur berufsbegleitenden Fortbildung zum „Naturgartenprofi“ der Naturgarten-Akademie46 (NaturGarten 
e.V.) in den letzten Jahren belegt. Ein Basiswissen zu o.g. Punkten ist unerlässlich, wenn zukünftig mehr Grünräume 
im Sinne der Biodiversitätsförderung fachgerecht geplant und angelegt werden sollen.  
 
Forderung: 
Wir fordern, dass alle beruflichen Aus- und Weiterbildungen im gärtnerischen Bereich mit naturnahen Inhalten 
ergänzt werden. Hierzu zählt vor allem die Kenntnis heimischer Pflanzenarten (z.B. für Gärtnerberufe 200 für 
Insekten und Vögel wichtige heimische Pflanzenarten), deren gärtnerische, standortgerechte Verwendung sowie 
naturnahe Bau- und Vegetationstechniken47. Diese Wissensbereiche müssen in die betreffenden Regelwerke der 
Berufsausbildungen, Fortbildungen und Studiengänge (z.B. Gärtner-Berufe der verschiedenen Fachrichtungen, 
Meisterfachschulen, Studiengänge Landschaftsarchitektur, Gartenbau etc.) als prüfungsrelevante Inhalte Eingang 
finden.  
  

 
46  Naturgarten-Akademie Fortbildung für naturnahes Grün UG (haftungsbeschränkt), Sitz in Heilbronn 
47 Bodenarbeiten, Pflanz- und Rasenarbeiten, die Entwicklungs- und Unterhaltungspflege, der Schutz von Bäumen und Pflanzenbeständen, 

Wechselbepflanzungen sowie die Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen 
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3. Handlungsfelder außerhalb des Siedlungsraums: Landschaft / Biotopvernetzung 
 
3.1 Landwirtschaft 
 
3.1.1 Situation: Biodiversitätsverlust, gemeinwohlschädigende Landwirtschaft 
 

Industrielle Landwirtschaft als Hauptverursacher schädigender Einflüsse auf Biodiversität und Gemeinwohl. 

 

Die Biodiversität im besiedelten Raum ist in Deutschland oft höher als in der umgebenden Landschaft. Dies ist ein 
Zeichen der extremen Verarmung der biologischen Vielfalt, insbesondere auf landwirtschaftlich genutzten Flächen. 
Während in der traditionellen Kulturlandschaft die Förderung der biologischen Vielfalt ein unbeabsichtigter 
Kollateralnutzen war, ist die industrielle Landwirtschaft einer der Hauptverursacher zahlreicher schädigender 
Einflüsse nicht nur auf die Biodiversität, sondern allgemein auf das Gemeinwohl. 

Ein Grund dafür ist sicherlich die GAP (Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen Union), deren Ziel es ist, die 
Versorgung der Bevölkerung mit preiswerten Lebensmitteln sicherzustellen. Der Beitrag der flächenabhängigen 
Direktzahlungen der EU zum Betriebsgewinn beträgt ca. 40%. Der Versuch diese mittels „Greening“-Maßnahmen an 
Mindeststandards zu binden, kann als gescheitert angesehen werden. 

Die Förderung der Biodiversität im besiedelten Raum kann die eigentliche Problemlösung im Bereich des Land-
nutzungswandels nur ergänzen, aber nicht ersetzen.  

Flächen haben dann eine besonders hohe Biodiversität, wenn sie einer Dynamik durch moderate Störungen 
unterliegen. Im besiedelten Raum stellen Pflege und/oder Nutzungen im günstigsten Fall ein solches Störungs-
regime dar. In der Landschaft geraten naturschutzfachlich hochwertige Flächen meist in eine sich schließende 
Schere zwischen zu starken Störungen durch die industrielle Landwirtschaft (in den letzten Jahren vor allem ver-
ursacht durch den Anbau von Energiemais) und zu geringen durch eine Nutzungsaufgabe rsp. einem Prozessschutz48.  
 
 
3.1.2 Forderung: Förderungsbindung und preisliche Abbildung der Schäden 
 

Bindung der Landwirtschaftsförderung an den Nutzen für das Gemeinwohl; Abbildung der Schäden industrieller 
Landbewirtschaftung über den Preis. 

 

Es ist notwendig, die Landwirtschaftsförderung an den Nutzen für das Gemeinwohl zu binden und gleichzeitig 
Schäden, die die Landbewirtschaftung erzeugt, nicht zu vergesellschaftlichen, sondern über den Preis abzubilden. 
Dazu gehören: 

» direkte Schädigung von Lebewesen einschließlich der menschlichen Gesundheit durch chemischen Pflanzen-
schutz 

» Anreicherung unserer Umwelt mit Stickstoffsalzen (Nitratbelastung des Grundwassers und der Oberflächen-
gewässer) und Phosphorsalzen 

» Verlust an Boden und verminderte Grundwasserneubildung durch Erosion 

» Produktion von Klimagasen, zum Beispiel durch Düngung mit Stickstoffdüngern (Lachgas), Grünlandumbruch 
oder Ackerbau auf Feuchtstandorten und organischen Böden (wie den ehemaligen Niedermoorböden in 
Norddeutschland). 

  

 
48 Zum Prozessschutz vgl. Fußnote 3, S. 3 dieses Positionspapiers.  
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3.1.3 Forderung: Verbindliche Minderungsziele und Verbote seitens der Agrarpolitik 
 

Minderung der Belastung; Verbot biodiversitäts- und klimaschädlicher Stoffe und Praktiken! 

 

Zu den Zielen der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) muss eine Minderung dieser Belastungen gehören. 
Besonders biodiversitäts- und klimaschädliche Stoffe und Praktiken müssen verboten werden. Dazu gehören: 

» alle Neonicotinoide und Glyphosat 

» gentechnisch veränderten Organismen, einschließlich CRISPR/Cas- und „Gene Drives“-Technologie49 

» vorbeugend verabreichte Entwurmungsmittel und Antibiotika 

» Grünlandumbruch auf organischen Böden (auch zur Neueinsaat) 

» ackerbauliche Nutzung von Moorböden und Überschwemmungsgebieten. 
 
 
3.1.4 Maßnahmen der Agrarpolitik 
 

Ergebnisorientierte Förderung; Berufsfeld „Biodiversitätswirt“; Nutzungskategorie „Naturschutz“. 

 
Öffentliche Zuschüsse müssen an die Gemeinwohlwirkung der landwirtschaftlichen Tätigkeit gebunden werden, 
insbesondere an eine dauerhafte Kohlenstoffbindung über Humusaufbau, an die Förderung der Biodiversität und an 
die CO2-Bilanz des Betriebes. Dabei sollte zur Förderung von Maßnahmen eine ergebnisbasierte Komponente dazu 
treten: Je höher die „Ernte“ an dauerhaft gebundenem Kohlenstoff bzw. an Biodiversität, desto höher die Förderung. 
Dabei darf die Förderung der Biodiversität nicht über die Pflanzenartenzusammensetzung gemessen werden, denn 
aufgrund immer rationellerer Mahd-Techniken kann nicht mehr davon ausgegangen werden, dass eine artenreiche 
Blumenwiese automatisch auch eine artenreiche Fauna fördert.  

Da die Biodiversität auf biologisch bewirtschafteten Flächen höher ist als auf konventionell bewirtschafteten, ist die 
ökologische Landwirtschaft massiv zu fördern und weiter zu entwickeln. Hierzu gehören beispielhaft die Konzepte 
regenerativer Landwirtschaft, wie Market Gardening oder urbane Waldgärten sowie gemeinschaftliche Organisa-
tionsformen, siedlungsraumnahe Landwirtschaft und Selbstversorgung.  

Zusätzlich ist ein neues Berufsfeld einer Landwirtschaft, die vorrangig dem Gemeinwohlziel Biodiversität dient, zu 
entwickeln und zu fördern: „Biodiversitätswirt“. Auch ist die Einführung einer landwirtschaftlichen Nutzungs-
kategorie „Naturschutz“ erforderlich. 
 
 
3.1.5 Agro-Biodiversität 
 

Agro-Biodiversität und Kulturpflanzenvielfalt als Gemeingut erhalten! 

Situation: 
Unter Agro-Biodiversität versteht man die Vielfalt der durch den Menschen genutzten und nutzbaren Lebewesen: 
Kultur- und Forstpflanzen einschließlich ihrer Wildformen, der Nutztiere, der nutzbaren Wildtiere, der Fische und 
anderer aquatischer Lebewesen sowie der für die Lebensmitteltechnologie nutzbaren Mikroorganismen.50 Es handelt 
sich also – neben wilden Arten – um einen Kulturschatz mit einer großen Bandbreite an Organismen: Von Gemüse-, 
Getreide- oder Obstsorten über alte Haustierrassen, wie Herdenschutzhunde, bis hin zu einer mikrobiologischen 
Vielfalt von Hefen, Milchsäurebakterien usw. 

Die Vielfalt an lokalen Pflanzensorten und Tierrassen trägt zur Resilienz landwirtschaftlicher Systeme bei und ist 
damit weltweit ein wichtiger Beitrag zur Ernährungssicherheit, auch unter schwierigen Bedingungen. 

Diese genetische Vielfalt ist durch industrielle Landwirtschaft bedroht. Züchtung mit modernsten Hilfsmitteln, 
insbesondere Gentechnik, ist ein gewinnträchtiger Markt. Eine Landwirtschaft, die darauf nicht angewiesen ist, stellt 
eine Konkurrenz dar. Um z.B. den Gewinn mit industriell erzeugtem patentiertem Saatgut – sowie den hierfür 
benötigten Pflanzenschutzmitteln – abzusichern, wird diese Konkurrenz nach Möglichkeit behindert.  

 
49  Natur und Landschaft, Zeitschrift für Naturschutz und Landschaftspflege, Ausgabe Mai 2020, Schwerpunkt: Neue Gentechnik in Natur und 

Landschaft? 
50  ProSpezieRara Deutschland (Hrsg.): Biodiversität von Kulturpflanzen. Über die Entstehung und heutige Bedeutung der Kulturpflanzen-

vielfalt, 2014. 
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Beispielsweise erschweren vielen afrikanischen Ländern neue Gesetze das Funktionieren der traditionellen Saatgut-
verwendung. So wird der Austausch von Saatgut eingeschränkt, patentierte Sorten dürfen nicht selbst nachgebaut 
werden. Im Volksmund nennt man die Bestimmungen und ihre drakonischen Strafen „Monsanto-Gesetze“.51 

Durch die Kommerzialisierung und Privatisierung von Saatgut und Land einseitig zugunsten von Konzernen besteht 
die Gefahr, dass bestehende Marginalisierungen und Ungleichheiten weiter verschärft werden. Als Folge dieser 
Entwicklungen sind die wirtschaftlichen Grundlagen vieler Kleinbauern und -bäuerinnen und ihr Menschenrecht auf 
Nahrung bedroht. 

Die Industrialisierung der Landwirtschaft (Grüne Revolution) in Ländern des globalen Südens wird mit Hilfe von 
öffentlich-privaten Partnerschaften (public private partnership, ppp) vorangetrieben, an denen häufig auch die 
Bundesregierung beteiligt ist. Solche Initiativen tragen ironischerweise Namen wie „Neue Allianz für Ernährungs-
sicherheit“. 

In Deutschland regelt §3 des Saatgutverkehrsgesetzes (SaatVerkG) das "in Verkehr bringen" von Saatgut. 
Außerdem ist das Sortenschutzrecht zu beachten, nach dem eine Vielzahl von Sorten national oder EU-weit 
'geschützt' sind. Selbst gesammeltes Saatgut von Gemüse und Blumen sowie Ableger oder andere Pflanzenteile 
dürfen lt. Gesetz eigentlich nicht in Verkehr gebracht werden, also weder verkauft noch verschenkt oder getauscht. 
Das bleibt gewerblichen Betrieben unter strengen Rahmenbedingungen vorbehalten. Es gibt aber eine Grauzone, in 
der die Möglichkeit besteht, dass sich Privatleute austauschen. Dafür dürfen Samen z.B. nicht Saatgut deklariert 
sein, noch diesem Zweck dienen. Es besteht die Gefahr gegen gesetzliche Bestimmungen zu verstoßen, was zu hohen 
Schadenersatzforderungen führen kann. 

Forderung: 
Die Agro-Biodiversität ist dringend zu erhalten. Wir begrüßen die verschiedenen überregionalen und regionalen 
Initiativen die sich diesem Bereich widmen. Nur beispielhaft seien die Gesellschaft zur Erhaltung alter und 
gefährdeter Haustierrassen e.V. (GEH) oder die Bergische Gartenarche im Wupperviereck e.V. genannt. Solche 
privaten Initiativen müssen in ihrer Arbeit verstärkt öffentlich gefördert werden, der Erhalt der Agro-Biodiversität 
ist als öffentliches Interesse anzuerkennen. 

Die Kulturpflanzenvielfalt ist ein Gemeingut und darf nicht zu Privateigentum werden. Alte Landsorten sind in 
diesem Sinne zu schützen. Die Neuzüchtung samenfester Sorten mit herkömmlichen Methoden ist zu unterstützen. 
Der Interessenausgleich zwischen dem Züchter einer neuen Sorte und der Allgemeinheit darf nicht einseitig 
ausfallen. 

Der Zugang zu Saatgut als Grundvoraussetzung einer Ernährungssouveränität ist sowohl innerhalb Deutschlands als 
auch international sicherzustellen, der Austausch von selbst gewonnenem Saatgut ist zu entkriminalisieren. 
 
 
 
3.2 Nutzung der Flächen im öffentlichen Besitz 
 

Rückholung der Flächen; Vorrang der Nutzung zur Biodiversitätsförderungen. 

 
Situation: 
Viele Flächen im öffentlichen Besitz werden gleichzeitig landwirtschaftlich genutzt und für diese Flächen 
Fördermittel in Anspruch genommen, ohne dass es hierfür eine Gegenleistung von Seiten der Landwirtschaft gibt. 

Forderung/Maßnahmen:  
Flächen im öffentlichen Besitz müssen vorzugsweise dazu dienen, dem dramatischen Schwund der Biodiversität 
entgegenzuwirken, und zwar durch folgende Maßnahmen: 

» Rückholung der Flächen im öffentlichen Besitz an Verkehrsflächen, Feld- und Wegrainen52 und Anlage von 
artenreichen Saumbiotopen als Beitrag zum Biotopverbund (Mahd-Management: Säume dürfen nicht zur selben 
Zeit wie angrenzende Wiesenflächen gemäht werden.)  

» Verpachtung von Flächen im öffentlichen Besitz möglichst nur an biologisch wirtschaftende Betriebe. 
  

 
51  Jungblut, I.: Saatgut-Privatisierung: Monsanto und Co. auf dem Vormarsch. Abgerufen von https://reset.org/knowledge/saatgut-

privatisierung-monsanto-und-co-dem-vormarsch [08.12.2020]. 
52  Petersen, F.: Erhalt von Feld- und Wegerandstreifen, IDUR Informationsdienst Umweltrecht e.V., Recht der Natur-Schnellbrief 202, 2017. 
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3.3 Chancen extensiver Weidesysteme 
 

Hemmnisse für extensive Beweidung von Hutungen und Wäldern beseitigen; Biotopschutz für Streuobstwiesen, 
extensive Weiden und Hutungen; Förderung moderner Hütehaltungssysteme. 

 
In geradezu idealer Weise wird die Biodiversität in extensiven Weidesystemen auf Streuobstwiesen, Hutungen und 
als Waldweide gefördert. Hier gilt es, bestehende Hemmnisse zu beseitigen und stattdessen diese Bewirt-
schaftungsform massiv zu fördern: 

» Hutungen sind zwar ein hoch biodiverser Biotoptyp, werden aber in Mitteleuropa nicht als Natura-2000-
Lebensraumtyp erfasst. Entweder sollten diesem Biotoptyp eine LRT-Nr.53 zugeordnet werden oder der LRT 9070 
(Fennoskandinavische Waldweiden) sollte um die mittel, ost- und südeuropäischen Vorkommen erweitert 
werden. 

» Streuobstwiesen, extensive Weiden und noch vorhandene Hutungen sollten in die Liste der gesetzlich ge-
schützten Biotope (§ 30 BNatSchG) aufgenommen werden. 

» Sinnvoll ist eine Ermöglichung der Waldweide im Rahmen der Waldgesetzgebung. 

» Rewilding/Prozessschutz sollte nur unter Einschluss von großen Pflanzenfressern stattfinden, auch wenn dann 
andere als die bekannten Wege der Naturverjüngung von Wäldern entstehen. 

» Erforderlich sind eine Anpassung der Grünlanddefinition in der GAP an dynamisch sich verändernde 
Gehölzanteile auf extensiven Weiden und eine Anpassung der Tierschutz- und Hygieneregeln beim Schlachten, 
so dass halbwild lebende Tiere weniger häufig gefangen werden müssen, sondern tierschonend durch 
Kugelschuss getötet und ortsnah geschlachtet werden können; 

» Förderprogramme zur dauerhaften Umwandlung von Ackerland in artenreiches Grünland für naturnahe Weiden 
und Waldweiden, z.B. durch Finanzierung von Weide-Infrastruktur, auch durch Erweiterung des Vertragsnatur-
schutzes auf Flächen, die nicht in die Natura 2000 Gebietskulisse gehören; 

» Förderung und Erforschung moderner extensiver Weide- und Hütehaltungssysteme („Weidekompetenz-
zentrum“), nicht nur von Schafen und Ziegen, sondern auch von Rindern und Pferden. 

» Um wichtige Nahrungsnetze wieder in unsere Landschaft zu bringen, sollte Voraussetzung für die Förderung von 
Weidehaltung immer der Verzicht auf prophylaktische Entwurmung sein. Außerdem sollte auch Deutschland die 
Möglichkeiten der EU-Verordnung 142/2011 nutzen, damit Aas in der Landschaft zur Förderung der Insekten, 
Säugetieren und der Vogelwelt (insbesondere der Geier) in der Landschaft verbleiben kann. Aus demselben 
Grund ist bleihaltige Jagdmunition zu verbieten. 

 
 
 
3.4 Landschaftsschutz und Biotopvernetzung 
 
3.4.1 Erhalt fruchtbarer und karger Böden für mehr Artenvielfalt 
 

Erhalt karger, hoch biodiverser Böden und bodenschonende Landwirtschaft für den Erhalt fruchtbarer Böden. 

 
Situation: 
Böden sind eine der wichtigsten natürlichen Ressourcen, nach den Ozeanen die größten Kohlenstoffspeicher der 
Welt und beherbergen etwa zwei Drittel der weltweiten Artenvielfalt. Die Verfügbarkeit von Böden nimmt durch 
zunehmende Versiegelung und Erosion stetig ab.54 Aktuell wird in der Bundesrepublik Deutschland täglich eine 
Fläche von 60 Hektar versiegelt und damit die doppelte Menge des erklärten Ziels der Bundesregierung. Obwohl die 
Flächenminderungsziele 2020 nicht erreicht wurden, soll mit einer aktuell diskutierten Gesetzesänderung die 
Ausweisung von Neubaugebieten beschleunigt werden.55  

 
53 EU-Code der Lebensraumtypen gemäß FFH-Richtlinie, Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 

Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie). 
54  Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ): Hintergrund. Wir verlieren an Boden. Erläuterungen zur 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung. Abgerufen von https://www.bmz.de/de/themen/boden/hintergrund/index.html [08.12.2020]. 
55  Vgl. Veröffentlichung des NABU – Naturschutzbund Deutschland e.V., Berlin, Petzold, S.: Flächenschutz statt Flächenfraß! 2019. 
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Während die Notwendigkeit des Erhalts fruchtbarer Böden als Grundlage für die Nahrungsmittelproduktion allen 
unmittelbar einsichtig ist, ist die Dramatik des Verlustes karger Böden kaum präsent. Für das Pflanzenwachstum und 
damit verbunden für die Nahrungsmittelproduktion ist eine ausreichende Versorgung mit reaktivem Stickstoff 
entscheidend. Gelangt reaktiver Stickstoff jedoch in zu großen Mengen in die Umwelt, so wird er zu einem der 
bedeutendsten Schadstoffe für Menschen und Ökosysteme. Die weiträumige Nährstoffübersättigung (Eutrophie-
rung) und Versauerung von Ökosystemen trägt maßgeblich zum Verlust an biologischer Vielfalt bei.56 Stickstoff-
liebende Arten breiten sich aus und verdrängen Pflanzen und Tiere, die an nährstoffarme Lebensbedingungen 
angepasst sind. Die Vereinheitlichung der Vegetation führt zu einem Rückgang der biologischen Vielfalt.  

Forderungen: 
Nicht hinnehmbar sind der fortschreitende Verlust an Flächen, die Zerschneidung von Lebensräumen und 
verbundenen Biotopen sowie das Zerstören der Bodenfunktionen (z.B. Grundwasserneubildung und CO2-Speicher). 
Vor dem Hintergrund alternder und schrumpfender Bevölkerung ist das weitere Wachstum von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen nicht plausibel. Der Flächenverbrauch ist vollständig zu stoppen und nicht durch bedarfsorientierte 
Verlagerungen zu kaschieren.57 

Gleichzeitig ist eine bodenschonende Landwirtschaft erforderlich, die die Fruchtbarkeit der Böden erhält und 
Maßnahmen gegen Bodenverdichtung und -erosion ergreift. Dazu gehört auch die Unterteilung großer Schläge in 
kleinräumig strukturierte Feldfluren. Stickstoffüberschüsse sind durch deutlich verringerten und bedarfsgerechten 
Einsatz zu verhindern. Der Austrag ist durch emissionsarme Ausbringtechnik und die Einhaltung von Randstreifen zu 
verringern.58 
 
 
 
3.4.2 Zusammenhang von Gebieten, Biotopverbund 
 

Fenetische Verarmung durch Verinselung; Biotopverbundflächen schaffen; Barrieren beseitigen! 

 
Situation: 
Unsere Landschaft ist durch eine starke Verinselung von Lebensräumen gekennzeichnet. Je kleiner naturnahe 
Flächen sind, desto artenärmer sind sie und desto weniger resilient gegenüber schädigenden Einflüssen. Dies gilt 
entsprechend für verinselte Populationen einer Art, es kommt zu einer genetischen Verarmung und zu einem 
höheren lokalen Aussterberisiko. Dass der besiedelte Raum meist eine höhere Biodiversität aufweist als die freie 
Landschaft, zeigt die relative Verarmung an einer Vielfalt von Lebensraumeigenschaften der Landschaft. Je größer 
einförmig bewirtschaftete Flächen in der Landschaft sind, für desto mehr Arten wirken sie als unüberwindliche 
Barriere. Tierwanderungen – z.B. die früher großräumigen Wanderungen von Rothirschherden oder Transhumanz in 
der Nutztierhaltung – werden vielfältig unterbunden, z.B. durch die EU-Förderung der Landwirtschaft über die 
Fläche, was flächenlose oder -arme Tierhaltung unmöglich macht, oder über Rotwild-Freigebiete. 

Dies führt insbesondere in der Klimakrise zu einem zusätzlichen schädigenden Einfluss auf die Biodiversität, denn 
die Klimaerwärmung zwingt die Arten innerhalb kürzester Zeit in neue Lebensräume zu wandern. Besiedelter Raum 
und freie Landschaft müssen durchlässiger für Wanderbewegungen von Arten werden. Dazu muss ein möglichst 
vollständiges Set von Lebensraumqualitäten angeboten werden. Es reicht nicht, Hecken zu pflanzen. Zahlreiche 
Flächen, die sich heute schon oder noch im Besitz der öffentlichen Hand befinden, können in Wert gesetzt werden. 
 
  

 
56  Das Umweltbundesamt lässt die Emissionen und die Beiträge unterschiedlicher Verursacherbereiche regelmäßig bilanzieren. Der aktuellsten 

Bilanzierung zu Folge beträgt die jährliche Gesamtemission von gasförmigem Stickstoffverbindungen oder Nitrat in die Umwelt in 
Deutschland 1.547 kt N a-1. Davon werden 67% durch die Landwirtschaft, 11% aus dem Verkehrsbereich, 16% aus Prozessen der Industrie- 
und Energiewirtschaft und 6% aus Haushalten, Abwasserwirtschaft und Oberflächenablauf freigesetzt. Der Großteil entweicht als Ammoniak 
in die Luft, gefolgt vom Nitrateintrag in Oberflächengewässer, den NOx-Emissionen und der Lachgas-Freisetzung in die Atmosphäre. Vgl. 
Fachbroschüre "Reaktiver Stickstoff in Deutschland - Ursachen, Wirkungen, Maßnahmen", Umweltbundesamt, 2014.  

57  Vgl. Forderung eines Netto-Null-Flächenverbrauch bis zum Jahr 2030 des NABU: „Neue Flächen dürfen nur verbraucht werden, wenn 
gleichzeitig anderenorts genau so viel Fläche entsiegelt wird.“ Wenn allerdings eine derartige Umlagerung permanent stattfindet, wird 
jeweils immer aktiver Boden vernichtet, während woanders Boden erst revitalisiert werden muss. Da hierdurch kein Ausgleich geschaffen 
werden kann, muss die Revitalisierungsfläche größer als die zu versiegelnde Fläche sein.  

58  Das Umweltbundesamt hat 2009 eine „Integrierte Strategie zu Minderung von Stickstoffemissionen“ erarbeitet, die konkrete Maßnahmen 
für die emittierenden Sektoren aufzeigt. Aus den Maßnahmen sind Verpflichtungen abzuleiten.  
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Forderungen: 

» Ein ausreichend dichtes Netz strukturreicher Flächen ist zeitnah zu schaffen. Nicht jede Fläche zum Schutz der 
Natur ist für alle Arten als Biotopverbundsfläche geeignet. 

» Flächen an Verkehrswegen sind prädestiniert, Teil des Biotopverbundes zu werden, zumal sie auch durch den 
besiedelten Raum hindurchführen und so Stadt und Land verbinden.59 Sie befinden sich meist im Besitz der 
öffentlichen Hand. Dazu gehören die Flächen entlang der Flüsse und Kanäle, die Deiche an den Küsten, die 
Flächen an Straßen, Bahn- und Stromtrassen. Hier ist Sukzession meist nicht erwünscht und Pflege notwendig. 
Durch Umstellung der Pflege kann ohne viel Aufwand eine Biotopverbundfunktion geschaffen oder gestärkt 
werden: Anreicherung des Artenbestandes mit standortheimischem Saat- und Pflanzgut, Entfernung von 
exotischen Arten, insbesondere von invasiven Arten, Belassen von überständigen Säumen, Lebensraumholz, 
offenen Bodenstellen, kein Mutterbodenauftrag beim Bau, da die Egalisierung der Standorte über Nähr-
stoffanreicherung einer der Hauptgründe des Rückgangs der Biodiversität ist. Zu diesen Flächen gehören auch 
die Flächen an Feldwegen, die sich im öffentlichen Besitz befinden und derzeit pachtfrei in die Bewirtschaftung 
der benachbarten Schläge integriert werden. 

» Für Flächen in Naturschutzgebieten, insbesondere solchen mit Prozessschutz, ist zu prüfen, ob und für welche 
Arten sie eine Barriere darstellen. Solche Barrieren sind – z.B. durch Zurückführen auf frühere Sukzessions-
stadien auf Teilflächen – zu beseitigen.  

» Anreicherung der landwirtschaftlich genutzten Flächen mit trittsteinartig oder linienartig verbundenen 
Lebensräumen, auf denen möglichst vielfältige Lebensraumqualitäten geboten werden, also sowohl Bäume, 
Strauchgruppen, Säume, Feuchtlebensräume als auch kurzrasige Flächen.  

» Auch auf Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität auf landwirtschaftlichen Flächen müssen die Bestim-
mungen des §40 BNatschG angewendet werden. Das heißt auch: Dort dürfen nur standortheimische Herkünfte 
verwendet werden. Eine Ansiedlung von Zuchtsorten, insbesondere von Zuchtsorten einheimischer Wildpflan-
zen, und die Ansiedlung von invasiven Neophyten sind zu verhindern. 

» Wandernde Tierarten haben einen großen Anteil am Biotopverbund, da sie Vermehrungsformen im Fell und Darm 
transportieren. Tierwanderungen sind zu fördern, und zwar durch die Förderung von Wanderschäferei, ins-
besondere der flächenlosen oder flächenarmen Tierhaltung, der Förderung des Transports von Weidetieren 
zwischen wertvollen Flächen und durch Abschaffung von Verbotszonen für Rotwild (Ausrottungsabschuss in so 
genannten Freigebieten). 

 
 
 
3.4.3 Klimaschutz und Biodiversität 
 

Klimaschutz und Biodiversität gemeinsam fördern; Aufforstungen nur zur Förderung der Biodiversität; Moore 
schützen und wiederherstellen! 

 
Situation:  
Aufforstung erscheint oberflächlich betrachtet als ein einfaches Mittel, der Klimakrise entgegen zu wirken, zumal 
damit auch ein Wirtschaftszweig gefördert werden kann. Genauer betrachtet kann sich die massive Förderung der 
Aufforstung jedoch ähnlich negativ auswirken, wie die Förderung des Maisanbaus für Biogasanlagen, die nach-
weislich nicht zur Reduzierung der Treibhausgase beitragen. Allein die Lachgasproduktion aus der Stickstoffdüngung 
überwiegt in ihrer Verstärkung der Klimakrise die ersparte Verbrennung fossiler Brennstoffe, nicht eingerechnet die 
Kohlendioxidfreisetzung aus dem Bodenkohlenstoffspeicher (SOC – soil organic carbon). Die massive Förderung von 
Biogasanlagen hat zu einem dramatischen Schwund von Grenzertragsstandorten geführt und so zum Rückgang der 
Biodiversität erheblich beigetragen. Bei den geplanten Aufforstungsprogrammen ist ein ähnlicher Effekt auf die 
Biodiversität zu befürchten.  

Dabei ist die Sinnhaftigkeit von Aufforstung nördlich des 45. Breitengrades sehr fraglich.60 Wälder in diesem Bereich 
erniedrigen die Albedo (Reflexionsstrahlung) und führen zu einer Klimaerwärmung, auch in Anrechnung der 
Kohlenstoffspeicherung. Wobei die Kohlenstoffspeicherung je nach Bedingungen schwankt und in manchen Jahren 
auch in eine Produktion von Kohlendioxid umschlagen kann, zum Beispiel bei Stürmen oder in Hitze-/Trockenzeiten. 
Denn Pflanzen verbrauchen Kohlendioxid nicht. Eingebauter Kohlenstoff wird wieder freigesetzt, wenn die Pflanze  

 
59  Vgl. Ziff. 4.1 dieses Positionspapiers. 
60 Bathiany, S., Claussen, M., Brovkin, V., Raddatz, T., Gayler, V.: Combined biogeophysical and biogeochemical effects of large-scale forest 

cover changes in the MPI Earth system model. Biogeosciences. bg. 1383–1399. 10.5194/bg-7-1383-2010, 2010. 
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abgestorben ist. Angerechnet werden kann nur der gesamte Kohlenstoffspeicher einer Fläche in einer Vorher-
nachher-Betrachtung, wobei der größte Anteil des Kohlenstoffs im Boden und nicht oberirdisch gespeichert wird.61 
Der Bodenkohlenstoffspeicher von artenreichem Grünland liegt über dem von Wäldern.  

Der Bodenkohlenstoffspeicher von intakten Mooren liegt um ein Vielfaches höher als der von Grünland und Wald. In 
Mooren wird Kohlenstoff durch die Torfbildung tatsächlich fossilisiert. Gleichzeitig zeichnen sich Moore durch eine 
hohe und außerordentlich bedrohte Biodiversität aus. Sie sind als ökologische Nische (mit all den Pflanzen und 
Tierarten) bedroht, z.B. durch Eintrag von Stickstoff über Luft und Wasser. Intakte, torfakkumulierende Hochmoore 
sind in Deutschland auf 1% ihrer ursprünglichen Flächengröße zurückgegangen.62 

Halboffene Standorte zeichnen sich durch einen hohen SOC-Wert bei relativ hoher Albedo aus. Ackerbau auf 
organischen Böden - also entwässerten Moorböden - setzt besonders viel CO2 aus dem Bodenkohlenstoff frei.63 
 
Forderungen: 

» Aufforstungen als Klimaschutzmaßnahmen nur auf Standorten mit geringer Biodiversität und bei nach-
gewiesenem geringem SOC-Gehalt! Aufforstungen sind südlich des 45. Breitengrades sinnvoll und sollten auch 
nur dort gefördert werden, z.B. im Rahmen der Zusammenarbeit mit den Ländern des Südens. 

» Aufforstungen sind nur zu fördern, wenn dadurch bedrohte Arten gefördert werden. Vorhandene Wälder sind so 
zu bewirtschaften, dass in ihnen die Biodiversität geschützt und gefördert wird. 

» Keine Entwässerung von Mooren, keine Nutzung von Torf, Verbot des Importes von Torf, ähnlich des Verbotes 
von Importen von Holz aus Raubbau der tropischen Regenwälder. 

» Renaturierung von Mooren als besonders effektiver Kohlenstoffsenke fördern und über CO2-Bepreisung finan-
zieren. 

» Programm zur Neubegründung von artenreichem Grünland auf entwässerten Moorböden, vorzugsweise jedoch 
Wiedervernässung und Renaturierung; Ziel: eine deutliche Erhöhung der Moorfläche in Deutschland in kürzester 
Zeit. 

» Keine Förderung von Ackerbau auf entwässerten Moorstandorten. 

» Beendigung aller „Klimaschutzmaßnahmen“, die nachweislich nicht zur Treibhausgas-Reduktion beitragen, wie 
z.B. Biogasanlagen. 

 
 
 
4. Raumübergreifende Handlungsfelder 
 
4.1 Verkehrswegenetze und außerörtliches Straßenbegleitgrün 
 

Stärkung emissionsfreier Mobilität; Forschungsförderung; Verkehrswegenetze als Biotopverbundachsen nutzen; 
Flächenverbrauch reduzieren! 

 
Situation 
Das Verkehrswegenetz besteht aus einem Geh- und Radwege-, Straßen-, Schienen und Schiffsverkehrsnetz. Hinzu 
kommt der Luftverkehr. Die Zuständigkeiten für Planung, Unterhaltung und Pflege unterliegen je nach Art dem Bund, 
dem Land, dem Kreis oder der Gemeinde und sind entsprechend unterschiedlich. 

Das Verkehrswegenetz und der Verkehr führen zu einer erheblichen Belastung mit festen, flüssigen und gasförmigen 
Schadstoffen, zu Belastungen mit Lärm, zu Flächenversiegelung und zu einer Verinselung von Landschaften, so dass 
ein genetischer Austausch innerhalb von Arten erschwert wird (Barriere-Effekt). Neubauten, Verbreiterungen und 
Sanierungen von Verkehrswegen verbrauchen weitere natürliche Ressourcen. 

 
61 Veldman, J., Aleman, J., Alvarado, S., Anderson, T., Archibald, S., Bond, W., Boutton, T., Buchmann, N., Buisson, E., Canadell, J., Dechoum, 

M.,Díaz-Toribio, M., Durigan, G., Ewel, J., Fernandes, G., Fidelis, A., Fleischman, F., Good, S., Griffith, D., Zaloumis, N.: Comment on “The 
global tree restoration potential”. Science. 366. eaay7976. 10.1126/science.aay7976, 2019. 

62 Bundesamt für Naturschutz: Moore – Entstehung, Zustand, Biodiversität. Abgerufen von https://www.bfn.de/themen/biotop-und-
landschaftsschutz/moorschutz/moore-entstehung-zustand-biodiversitaet.html [08.12.2020]. 

63 Martin, M., Wattenbach, M., Smith, P., Meersmans, J., Jolivet, C., Boulonne, L., Arrouays, D.: Spatial distribution of soil organic carbon stocks 
in France. Biogeosciences. 8. 10.5194/bg-8-1053-2011, 2011. 
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Bei der Planung von Straßen sind im Planfeststellungsverfahren oder Bebauungsplan je nach Straße unter-
schiedliche und/oder gleiche Gesetze anzuwenden (Umweltverträglichkeitsgesetz UVPG, Baugesetzbuch BauGB, 
Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG und entsprechende Landesnaturschutzgesetze, Bundesbodenschutzgesetz 
BBodSchG, Bundesartenschutzverordnung BArtSchV und andere Fachgesetze/-verordnungen). Allen gemeinsam ist 
die Auflage, die Umweltauswirkungen zu minimieren und verbleibende Umweltauswirkungen zu kompensieren. 
Dennoch zeigt sich, dass Flächenverbrauch, Flächenversiegelung und Umweltbelastungen durch den Verkehr weiter 
stattfinden und noch steigen.64 

Seit 01.03.2020 sind gemäß §40 BNatSchG im Außenbereich ausschließlich gebietseigene Pflanzen anzusiedeln. 
Das betrifft auch die Neuanlage von Seitenbereichen der Verkehrswege. Die Regelungen zur Verwendung von 
gebietseigenem Saat- und Pflanzgut liegt in der Verantwortung der Länder.65 Die Verfügbarkeit gebietseigener 
Saaten und Pflanzen ist jedoch noch je nach Gebiet und Land sehr unterschiedlich. 
 
Forderungen allgemein: 

» Stärkung der emissionsfreien Mobilität, z. B. Ausbau des Radwegenetzes. 

» Förderung der Forschung zu umweltgerechter Mobilität in alle Richtungen (keine einseitige Förderung). 
 
Forderungen zu inner- und außerörtlichem Verkehrsbegleitgrün: 

» In-Wert-Setzung des Verkehrsbegleitgrüns zu Biotopverbundachsen66, sowohl an Land als auch im Wasser. Im 
Bewusstsein, dass Tiere durch artenreiches Begleitgrün angezogen werden und durch den Verkehr zum Teil 
umkommen, sind die Freiflächen dennoch als Ausbreitungs- und Verbundachsen anzusehen (sowohl inner- als 
auch außerörtlich). Es gilt: „Jeder m² zählt“.67 

» Die In-Wert-Setzung als Biotopverbundachsen erfordert die Einsaat und Pflanzung von standortgerechten 
gebietseigenen Pflanzen68 sowie eine angepasste naturnahe Pflege. 

» Für die Pflanzung von Bäumen und Sträuchern sind insbesondere im Siedlungsbereich angemessen große 
unversiegelte Pflanzbereiche vorzusehen. 

» Fortbildung des zuständigen Pflegepersonals zur Gewährleistung einer naturnahen Pflege. 

» Maschinelle Ausstattung der Bauhöfe entsprechend den Erfordernissen einer naturnahen Pflege. 
 
Forderungen zum Neu- und Ausbau von (überregionalen) Verkehrswegen: 

» Tiergerechter Aus- und Neubau zur Aufhebung der Barrierewirkung. 

» Entwicklung des Verkehrsbegleitgrüns inkl. der Rast- und Parkplätze von der Planung bis zur Ausführung als 
arten- und strukturreiche Biotopverbundsysteme.  

» Abmagerung der Standortbedingungen69, wo immer möglich, z.B. durch Auftrag von mind. 20 – 30 cm hohen 
Schichten mit Unterboden. 

» Wiedereinbau statt Entsorgung anfallenden Bodens vor Ort, z.B. im Zuge der Schaffung angrenzender Flächen 
mit Biotopverbundcharakter.  

» Recycling anfallender Baustoffe.  

» Reduzierung des zusätzlichen Flächenverbrauchs auf Null. 
 
 
  

 
64  Europäische Union (Hrsg.): Europäische Kommission: Weißbuch zum Verkehr, 2011. 
65 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit: Nationaler Artenschutz, Förderung von Gehölzen und Saatgut gebiets-

eigener Herkunft (einschl. Leitfaden und Fachmodul), Stand 20.04.2020. Abgerufen von https://www.bmu.de/themen/natur-biologische-
vielfalt-arten/artenschutz/nationaler-artenschutz/regionale-gehoelze/ [08.12.2020] 

66 Unterweger, P.: Straßenbegleitgrün – Chance für ein flächendeckendes Netzwerk des Lebens. Erschienen in: Grünflächenpflege, Kapitel 6, 
Oktober 2018. 

67  Vgl. Ausführungen zur Rolle von Verkehrswegen im Biotopverbund unter Ziff. 3.4.2, S. 20. 
68  Durka, W., Bossdorf, O., Bucharova, A., Frenzel, M., Hermann J.-M., Hölzel, N., Kollmann, J., Michalski, S. G.: Regionales Saatgut von 

Wiesenpflanzen: regionale Unterschiede, genetische Anpassung und Interaktion mit Insekten. Natur und Landschaft 94 (4) 146-153, 2019. 
69  Vgl. Ausführungen zu Magerstandorten unter Ziff. 2.2.2. 
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4.2  Umweltbildung 
 

Artenkenntnis und praktischer Artenschutz; demokratisches und exemplarisches Lernen. 

 
Situation: 
Trotz der ehrgeizigen Ziele, die im politischen Raum immer wieder formuliert werden, konnte bis jetzt keine Wende 
in der Biodiversitätskrise erreicht werden. Ursächlich ist unter anderem das sog. Shifting-Baseline-Syndrome, 
welches das Phänomen verzerrter und eingeschränkter Wahrnehmung von Wandel bezeichnet: „Jede neue 
Generation nimmt die verarmte Naturausstattung jeweils als Normalzustand hin, weil sie es nicht anders kennt. So 
konnte es passieren, dass die schleichende Verarmung weitgehend unerkannt blieb.“70 

 

Forderungen: 

Um die Biodiversität zu erhalten und ökologische Systeme resilienter zu halten, muss die Umweltbildung gestärkt 
werden:  

» Artenkenntnis und praktischen Artenschutz zum Erhalt der Biodiversität individuell erfahrbar machen und 
verstärkt fördern, insbesondere bei pädagogischen Fachkräften und Personen, die als Multiplikator fungieren! 

» Aufmerksamkeit auf Wildpflanzen als ökologisch notwendige Basis lenken, Kenntnisse über wesentliche 
Lebensräume und deren Bedrohungen durch natürliche und menschliche Ursachen vermitteln! 

» Pädagogisch-didaktische Anlage und Nutzung von Schulgärten, Schulgeländen und öffentlichen Natur-
erlebnisräumen im Einklang mit ökologischen Aspekten; nachhaltige Bepflanzungen mit heimischen Arten. 

» Förderung zur Aneignung von Kompetenzen zur Nahrungsmittelproduktion durch Projekte urbaner Land-
wirtschaft, zur Selbstversorgung und verbrauchernahen Produktion. 

» Nachhaltiges lebenslanges Lernen als demokratischer Prozess: von frühkindlichem Lernen bis zu fachlicher 
Qualifikation von Erwachsenen geeignete Prozesse zur Mitgestaltung bieten! 

» Annäherung an komplexe ökologische Zusammenhänge durch exemplarisches Lernen, einschließlich der 
Verbesserung von Lehrmaterialien71. 

 

Maßnahmen: 

Der Nationale Aktionsplan Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) beinhaltet bereits ein Bündel an Maßnahmen 
auch für die Umweltbildung. Der Schwerpunkt sollte dabei auf einer grundlegenden Befähigung zu umwelt-
relevantem Handeln gelegt werden.  

Ein längerfristiges Programm für eine nachhaltige und fortlaufende Qualifizierung des Personals, der Fachgremien 
und Ämter in Kommunen, Kreisen und Ländern soll aufgelegt werden. Aspekte der Folgekosten und externen Kosten 
für die Umwelt wirtschaftlichen und administrativen Handelns (z.B. bei Klimaanpassung, Kreislaufwirtschaft) 
müssen dabei verstärkt bei Planung, Ausführung und Qualifikation berücksichtigt werden. 

 
  

 
70  Busse, T. (2019): Das Sterben der anderen. – Wie wir die biologische Vielfalt noch retten können. Blessing Verlag. 
71 Diese sollen insbesondere auch bekannte und bedrohte heimische Pflanzen- und Tierarten als Beispiele zeigen und Anregungen für konkrete 

Schutzmaßnahmen und Prozesse gegeben werden. 
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4.3  Honigbienenhaltung und Biodiversität 

 
Honigbienenhaltung ist kein Naturschutz. 

 
Situation: 

Die Förderung der Honigbienenhaltung und Hobbyimkerei wird vielerorts als Umweltbildungs- und Naturschutz-
maßnahme beworben. Zahlreiche Studien belegen aber, dass die Konkurrenz durch verstärkte Honigbienenhaltung 
ein zusätzliches Problem für Wildbienen und andere blütenbesuchende Insekten darstellt, und zwar aufgrund der 
Nahrungskonkurrenz 1) 3) 4) 8) 9) 10) 13) 14) 15) 16) 17) 18) 19) 20) 27) 29) 31) 32) 36) 37), wegen der Übertragung von Infektionskrankheiten 
4) 8) 10) 26) 28) 33) 34) 35) 51) und wegen des Einflusses auf die Flora durch Honigbienen 4) 11) 12) 14).  

Imkerei ist eine Möglichkeit, in die faszinierende Welt der Insekten einzusteigen und ihre Verletzlichkeit durch 
Umweltgifte kennenzulernen. Sie ist aber auch wie jede andere Nutztierhaltung zu bewerten, die mehr oder weniger 
umweltschonend ausgeführt werden kann. Auch wenn Verwandte der derzeit gehaltenen Honigbienen in unserer 
Natur vorkamen und sich mit anderen Wildbienen in Koevolution entwickelt haben, so kann doch eine vom Menschen 
stark erhöhte Dichte der Honigbienen schädliche Auswirkungen auf die biologische Vielfalt haben. 
 
Forderungen: 

Naturschutzgebiete und der urbane Raum sind inzwischen wesentliche Rückzugsgebiete für viele Arten geworden. 
Deshalb sind diese vor zusätzlichen Belastungen zu beschützen. Wir fordern daher: 

» Unzulässigkeit von Honigbienenhaltung in Naturschutzgebieten nach § 23 BNatSchG und im Umkreis von 3 km 
um Naturschutzgebiete. Naturschutzgebiete nehmen lediglich 4,32 % der Landesfläche Deutschlands ein (BfN 
31.12.2020, Berechnung ohne Ausschließliche Wirtschaftszonen in Nord- und Ostsee, inkl. NSG innerhalb der 
12-Seemeilen-Zone). Insofern ist diese Maßnahme auch wirtschaftlich tragbar.  

» Einführung eines Genehmigungsvorbehalts für die (Hobby-)Imkerei mit dem Ziel der Reduzierung der Honig-
bienenhaltung auf ein naturverträgliches Maß, z.B. wie von Casanelles-Abella et al. 2022 vorgeschlagen, in 
Städten auf 7,5 Völker pro km². 

» Klares Statement der Politik gegen „Beewashing“ durch Firmen und Institutionen, weil Imkerei kein Naturschutz 
und als Umweltbildungsmaßnahme nicht geeignet ist.  

» Honigbienenhaltung darf nicht als Beitrag zur Nachhaltigkeit von Firmen in Nachhaltigkeitsberichten anerkannt 
werden. 

 
Maßnahmen: 

Die Umsetzung der Forderungen kann nur gemeinsam mit den Imkerverbänden erreicht werden. Imker teilen viele 
grundsätzliche Forderungen des NaturGarten e.V. und anderer Naturschutzverbände, zum Beispiel gegen fort-
schreitende Versiegelung, Monokulturen und Pestizideinsatz in der Landwirtschaft. Imker setzen sich oft für 
Wildbienen und andere Insekten ein. Eine Fortbildung und weitere Sensibilisierung sind hier erforderlich, auch ein 
wissenschaftlich fundiertes Statement des Bundesamtes für Naturschutz. Nach wirtschaftlich tragbaren Lösungen 
muss gemeinsam gesucht werden.  
 
Quellen: 
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